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über die am Montag, dem 29. September 2008,
in der Welser Stadthalle stattgefundene

42. Sitzung des Gemeinderates

Beginn der Sitzung:
15.02 Uhr

Ende der Sitzung:
17.46 Uhr

Die Verhandlungsschrift der 41. Sitzung des Gemeinderates vom 03.07.2008 liegt zur Einsichtnahme auf.

A n w e s e n d e

Vorsitzender: Bürgermeister Dr. Peter Koits

SPÖ-Gemeinderatsfraktion

1. Vizebürgermeister Hermann Wimmer

2. Vizebürgermeister Manfred Hochhauser

Stadträte (ohne Gemeinderatsmandat):

Dr. Friedrich Ganzert
Silvia Huber

Gemeinderäte:

Hannelore Aigner
Gertrude Aitzetmüller
Raimund Buttinger

Werner Forstinger
KommR. Günther Gausch
Klaus Hoflehner

Mag. Bernhard Humer
Claudia Hüttmayr-Punkenhofer
Rupert Leitner

Brigitte Lindlbauer
Mag. Petra Lipp
Helga Maitner

Petra Müllner
Johann Reindl-Schwaighofer
Mag. Klaus Schippani
Karl Schönberger
August Tesarsch
Barbara Wildfellner

ÖVP-Gemeinderatsfraktion

3. Vizebürgermeister Dr. Bernhard Ploier-Niederschick 

Stadtrat (ohne Gemeinderatsmandat):

Roland Strassl

Gemeinderäte:

Mag. Karl-Georg Holter
Dir. Mag. Josef Hora
Ing. Martina Kreisel

Herbert Pernkopf
Brigitte Wartinger
Andreas Weidinger

Markus Wiesinger

FPÖ-Gemeinderatsfraktion

Stadtrat (ohne Gemeinderatsmandat):

Dr. Bernhard Wieser

Gemeinderäte:

Willibald Baumgartner
Gerhard Kroiß
Ing. Wolfgang Matzinger

Dr. Andreas Rabl

GRÜNE-Gemeinderatsfraktion

Gemeinderäte:

Herbert Anreitter
Theresia Landauer
Mag. Michael Springer
Vom Magistrat:

MDStv. SenR. Dr. Bernd Spitzer

sowie leitende MitarbeiterInnen des Magistrates

Schriftführer:

W.OAR. Johann Höpfl

Birgit Mickla

Entschuldigt:

GR. Mag. Petra Lipp (SPÖ)

GR. Theresia Landauer (GRÜNE)

GR. Dir. Mag. Josef Hora (ÖVP) kommt erst gegen Ende (TOP 20) zur Sitzung
Verlauf der Sitzung

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt fest, dass

a)
die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde,

b)
die Verständigung gemäß der vorliegenden Einladung vom 23.09.2008

an alle Mitglieder des Gemeinderates schriftlich erfolgt ist und am gleichen Tage

öffentlich an der Amtstafel kundgemacht wurde,

c)
die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Mitteilungen des Bürgermeisters

a)
Herbstmesse und „Argraria 08“:
Bgm. Dr. Koits: Wir konnten in einer Sitzung des Aufsichtsrates der Messe Wels die Feststellung treffen, dass der Herbstmesse mit der Agraria ein sehr guter Erfolg beschieden war, nämlich sowohl die Qualität als auch die Quantität betreffend. Die Ziele konnten praktisch in jeder Weise erreicht werden, was sicher als gutes Zeichen zu werten ist.

Heuer werden noch weitere sechs Veranstaltungen auf dem Messegelände abge-halten, darunter die Caravan-Messe als neue Veranstaltung für Wels, auf die wir schon sehr gespannt sind.

b)
Alten- und Pflegeheime der Stadt Wels; Tag der offenen Tür:
Bgm. Dr. Koits: Am 12. September wurde ein Tag der offenen Tür in den städ-tischen Senioreneinrichtungen abgehalten. Ich kann ihnen berichten, dass diese Besichtigungsmöglichkeit in unseren Alten- und Pflegeheimen sehr viel Zuspruch fand. Die Besucher wurden entsprechend informiert, man konnte einiges besich-tigen und so bekam man einen sehr guten Überblick davon, was in unseren Pflegeeinrichtungen, aber auch in anderen Seniorenreinrichtungen alles angeboten wird. Die Resonanz seitens der Besucher war jedenfalls eine sehr positive.

Ich darf mich an dieser Stelle auch noch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, welche die notwendigen Vorbereitungsarbeiten durchführten und an diesem Tag für Erklärungen etc. zur Verfügung standen.

c)
Errichtung eines Science-Centers; Architektenwettbewerb:
Bgm. Dr. Koits: Derzeit läuft der Architektenwettbewerb in Hinblick auf die Errich-tung des Science-Centers. Es wird gegen Ende Oktober die Jury zusammentreten und wir werden sehen, welche Einreichung letztlich zum Tragen kommen soll.

A k t u e l l e   S t u n d e
Bgm. Dr. Koits: Bezüglich der „Aktuellen Stunde“ darf ich sie davon informieren, dass kein Thema zur Behandlung eingereicht wurde und wir somit gleich in die Tages-ordnung eingehen können.

Bgm. Dr. Koits übergibt den Vorsitz an Vzbgm. Wimmer.

Berichterstatter Bürgermeister Dr. Peter Koits
1.)

Errichtung einer Produktionsschule;

Abschluss eines Vertrages mit der Realbüro Meir GesmbH, Wels, Pollheimerstraße 15, über den Grunderwerb sowie 

Abschluss eines Baurechtsvertrages und einer Förderungsvereinbarung mit dem 

Berufsförderungsinstitut OÖ, 4021 Linz, Raimundstraße 3

DI-Präs-2234-2008, miterledigt:

DI-ZR-56-2008

Bgm. Dr. Koits referiert im Wesentlichen anhand des als Anlage 1 beigefügten und auch allen Mitgliedern des Gemeinderates in Kopie vorliegenden Amtsberichtes.

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Präsidialausschuss am 15.09.2008:

1.)
Der Kaufvertrag (Anlage 2) zwischen der Stadt Wels und der Realbüro Meir Gesellschaft mbH, Hamerlingstraße 11, 4600 Wels, über das Grundstück Nr. 902/2, EZ 113, Grundbuch 51215 Lichtenegg,

2.)
der Baurechtsvertrag (Anlage 3) zwischen der Stadt Wels und dem BFI Oberösterreich über die Einräumung eines Baurechtes auf dem Grundstück laut Punkt 1.) dieses Beschlusses und

3.)
die Fördervereinbarung (Anlage 4) mit dem BFI OÖ über die Gewährung einer Bar-subvention in Höhe von € 349.950,-- werden genehmigt.

GR. Kroiß: Bereits in der Weimarer Republik entstand die Reformidee, Produk-tionsschulen zu errichten. Der Hauptgrund für diese Idee – ich darf zitieren – bestand darin, die allgemeinbildenden Schulen von ihrem Hauptmangel, der Dominanz geistiger Arbeit, zu befreien. Damals wurde die manuelle Arbeit als kulturell, bildend und sozial betrachtet. Die Produktionsschule an sich stellt somit ein Reformkonzept dar, das zu Beginn des letzten Jahrhunderts seinen Anfang hatte.

Von dieser Reform oder von diesem Grundgedanken sind wir aber heute leider sehr weit weg. Heute gilt eine Produktionsschule als Integrationsmaßnahme für Jugendliche, die ihre Schule oder Lehre abgebrochen haben oder überhaupt noch keine Lehre beginnen konnten. Wir Freiheitliche legen großen Wert darauf, dass Jugendliche die ihnen zustehende Ausbildung erhalten, sei es eine rein schulische Ausbildung oder eine Ausbildung unter dem schönen Motto „Karriere mit Lehre“. Womit wir uns aber nicht anfreunden können, das sind diese Produktionsschulen. Das ist so ein Trend, der von Dänemark über Deutschland hinweg auf uns überschwappt.

Auch wenn man sich um eine entsprechende Information bemüht, wird man feststellen, dass es keine anerkannte Definition für Produktionsschulen gibt. Man könnte aber kurzgefasst sagen, dass es sich bei Produktionsschulen um arbeitsorientierte Berufs-einrichtungen handelt, in denen Jugendliche auf den Beruf vorbereitet werden sollen. Und im Amtsbericht für diese Welser Produktionsschule steht: „Das Modell Produk-tionsschule mit seinem pädagogischen Ansatz, durch freies Lernen praktisches Tun und Handeln zu ermöglichen, wird als die geeignete Form einer Interventionsmaßnahme für Wels gesehen.“ Und dann steht auch noch, dass speziell benachteiligte Jugendliche in den Arbeitsmarkt integriert werden sollen. Wir glauben allerdings, dass es sich hiebei um den falschen Ansatz handelt. Wir meinen, dass das „freie Lernen“ zu wenig ist, um später für den Arbeitsplatz gewappnet zu sein. Außerdem meinen wir, dass das freie Lernen für die spätere Wahrnehmung von Autorität nicht sehr förderlich ist. Wir glauben, dass diese Wahrnehmung von Autorität in Hinblick darauf, später eine dauerhafte Stelle zu bekommen, sehr wichtig erscheint.
Für die Gesellschaft muss die Ausbildung von Jugendlichen das oberste Ziel sein, jedoch sind wir der Meinung, dass wir in diesem Zusammenhang Welser Unternehmen fördern und fordern sollten, das heißt, wir sollten sie belohnen, wenn sie die Ausbildung von schwer integrierbaren Jugendlichen übernehmen. Nur damit ist wirklich gewähr-leistet, dass eine Integration stattfindet. Das Problem in diesen Produktionsschulen besteht ja besonders darin, dass diese Schulen schwer integrierbare Jugendliche mit mangelnden Deutschkenntnissen besuchen.

Dann noch etwas zu den Kosten. Diese Produktionsschule kostet allein in Hinblick auf deren Errichtung ca. 2 Mio. Euro und wenn man bedenkt, dass heute die Ausbildung eines Lehrlings bei drei Lehrjahren rund 33.000 Euro kostet, könnte man doch für dieses Geld 60 Lehrlinge drei Jahre hindurch ausbilden, nämlich in den Betrieben. Und in diesen 2 Mio. Euro sind nicht einmal die Folgekosten enthalten. Wir sind demnach der Meinung, dass wir dieses Geld lieber nehmen und die Betriebe fördern und fordern sollten, damit diese die Ausbildung von Lehrlingen auch in diesem Bereich überneh-men. Wir werden somit diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen.

Vzbgm. Dr. Ploier-Niederschick: Lieber Kollege Kroiß! Ich werde jetzt nicht auf die Zeit der Weimarer Republik zurückgreifen, sondern vielmehr den 25. Jänner 2006 erwäh-nen. Das war jener Zeitpunkt, an dem ich als Wirtschaftsreferent der Stadt Wels zusam-men mit Dr. Spiesberger von der Wirtschaftskammer die Öffentlichkeit über die Notwen-digkeit einer Produktionsschule informiert habe. Zu dieser Zeit haben wir uns nämlich das Muster einer Produktionsschule in Linz angesehen und wenn jetzt der Kollege Kroiß irgendwo zum Ausdruck brachte, dass es nur ganz wenige Beispiele für Produktionsschulen gebe und man eh nicht wisse, was dabei herauskomme, so lade ich ihn ein, doch wenigstens jene in Linz zu besuchen, welche die erste in ganz Österreich war. Es ist das die Factory des VSG in Linz, interessanterweise ein stadtnaher Sozial-verein, der jetzt vom Sozialressort gesponsert wird, seinerzeit vom Wirtschaftsressort. Diesen Verein gibt es seit 15.01.2001 und er wurde tatsächlich nach dänischem Muster konstruiert. In Dänemark gibt es ja über 100 Beispiele für derartige Produktionsschulen. Sie sind dort im Schulausbildungsgesetz klar definiert und es gibt auch schon in Deutschland 20 derartige Einrichtungen.

Was nun die Zielsetzung dieser Schulen betrifft, die sich eben besonders gewisser jungendlicher Arbeitsloser annehmen, welche aufgrund problematischer Schulbil-dungssituationen oder aus sonstigen Gründen nur sehr schwer in den Arbeitsprozess eingliederbar sind und somit neben der praktischen Ausbildung auch einer Theorie-begleitung in geschützten Werkstätten bedürfen, ist zu sagen, dass solch eine Maßnah-me durchaus auch eine Forderung der Welser Wirtschaft darstellt. All jene, die in Hinblick auf den Einstieg in den Arbeitsmarkt benachteiligt erscheinen, sollten sehr wohl durch alle zielführend erscheinenden Maßnahmen unterstürzt werden. Und so sind wir natürlich für die Errichtung dieser Produktionsschule.

Eines möchten wir aber nicht haben und ich möchte dies doch an dieser Stelle klar und deutlich festhalten. Es soll sich hier bei den Besuchern der Produktionsschule um Jugendliche handeln, die beim AMS gemeldet sind – es wird entsprechende Vorschläge geben und es sollen diese dazu dienen, dass die gehandikapten Jugendlichen Eingang in die Arbeitswelt finden – und es kann die Produktionsschule nicht als Ersatz für die Integration von nicht Deutsch sprechenden Mitbewohnern der Stadt Wels herhalten. Wir haben ja schon Maßnahmen in Bezug auf die Integration von Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt vorgeschlagen, aber solch eine Absicht kann unter dem Titel der Produk-tionsschule nicht abgedeckt werden. Hier sind weiterführende Maßnahmen auf Sicht seitens der Stadt Wels notwendig.

Grundsätzlich stimmen wir aber der Errichtung solch einer Produktionsschule zu.

GR. Reindl-Schwaighofer: Vielleicht kann ich ein paar Kerzen anzünden und Licht ins Dunkel bringen. Es werden hier ja sogar Dinge gesagt, die so im Amtsbericht gar nicht zu finden sind. Auf der anderen Seite ist es vom Umfang dieser Materie her sicher nicht möglich, dass alle hier Experten sind und so möchte ich jetzt auf ein paar Punkt eingehen.

Zum Ersten, lieber Vizebürgermeister Ploier, ist es natürlich klar, dass die Jugendlichen, die vielleicht ein halbes oder ganzes Jahr, wenn notwendig auch noch länger dieser Produktionsschule angehören, über das Arbeitsmarktservice zugewiesen werden. Und das Prozedere ist auch so angelegt, dass sich die Jugendlichen selbst um Aufnahme in diese Schule bewerben müssen. Ich denke, das ist dann auch eine sehr betriebsnahe Pädagogik. Solch ein selbstständiger Antrag ist auch deshalb notwendig, weil ja das Arbeitsmarktservice während der Zeit der Teilnahme an dieser Ausbildung in der Produktionsschule gewisse Transferkosten hat bzw. ein Entgelt an die Jugendlichen zahlt.

Der Exkurs zur Weimarer Republik ist grundsätzlich richtig und es freut mich, dass du dich auch mit der Reformpädagogik beschäftigst.

Und es ist so, dass die Produktionsschule in Dänemark mittlerweile ein ganz wichtiges Bindeglied zwischen der normalen Schule und dem Arbeitsmarkt darstellt. Ich denke mir, dass diese Idee nicht ganz zufällig in anderen Ländern Europas bereits ange-nommen wurde. In Dänemark – Herr Vizebürgermeister Ploier hat es schon erwähnt – sind mittlerweile über 100 Produktionsschulen Mitglied des Produktionsschulenver-bandes und es arbeiten diese Schulen mit den Jugendlichen in den unterschiedlichsten Sachbereichen.

Was nun die „Karriere mit Lehre“ betrifft, von der du gesprochen hast, muss man die Dinge schon etwas auseinanderhalten. Bei den Besuchern einer solchen Produk-tionsschule handelt es sich um Jugendliche, die zumindest anfänglich diesen Schritt noch gar nicht machen können, das heißt, es fehlt ihnen noch einiges, damit sie tatsächlich eine Lehre beginnen können und eine Lehre positiv abzuschließen imstande sind. Eben genau als Bindeglied zwischen der normalen Schule und dem Elternhaus bzw. hin zum erstmaligen Betreten des Arbeitsmarktes versteht sich die Produktions-schule.

Wichtig ist, dass wir in diesem Zusammenhang schon wissen, dass diese Jugendlichen bei einer betrieblichen Vermittlung kaum eine Chance haben, tatsächlich über längere Zeit in einem Betrieb verweilen zu können. Darum ist dieses zuerst beschriebene Konzept, bei welchem es darum geht, Geld in die Hand zu nehmen und dieses den Betrieben zur Verfügung zu stellen, damit von diesen Jugendliche ausgebildet werden, in dieser ersten Phase nicht geeignet. In anderen Bereichen wird aber schon großzügig gefördert, wobei ich jetzt auf das Förderungskonzept „Blum II“ verweise, in dessen Rahmen Lehrlingsausbildungen in speziellen Berufen besonders gut gefördert werden.

Was den Bereich der Migranten betrifft, der ebenfalls angesprochen wurde, ist es so, dass laut letztem Jahresbericht der Produktionsschule in Steyr, den ich jetzt vorliegen habe, von all den Jugendlichen, die sich zwischen 1 und 12 Monaten in der Produktionsschule aufhielten, 7 Prozent einen Migrationshintergrund hatten. Es ist so, dass in dieser Pädagogik und Betreuungsarbeit relativ deutlich wird, dass bei Über-schreitung eines gewissen Prozentsatzes an Jungendlichen mit Migrationshintergrund die Pädagogik in diesem Zusammenhang nicht mehr funktioniert. Das heißt also, dass es sich hier nicht um eine Maßnahme handelt, die sich ausschließlich an Jugendliche mit Migrationshintergrund richtet, was man immer wieder hört. Vielmehr ist die Produktionsschule für all jene Jugendlichen gedacht, die, aus welchen Gründen auch immer, Probleme beim Aufschließen in Richtung erstmaligem Eintritt in den Arbeits-markt haben oder Probleme bei der Integration in einen Ausbildungsprozess. Es ist ganz wichtig, dass wir das verinnerlichen und nicht in der Öffentlichkeit hergehen und sagen, es handelt sich hier allein um ein Integrationsprojekt.

Wenn sie sich im Internet schlau gemacht haben, fanden sie unter dem Begriff „Integrationsschule“ sicher sehr viele Treffer. Ich denke, der Kollege Kroiß hat das so gemacht, denn die Sache mit der Reformpädagogik kommt relativ bald, wenn man im Internet sucht. Jedenfalls geht es bei den Besuchern einer solchen Produktionsschule um Schul- bzw. Ausbildungsabbrecher, um Jugendliche, die grundsätzlich sozial benachteiligt sind, weil sie aus gesellschaftlichen Randschichten kommen oder aus Familienverhältnissen, die nicht optimal sind. Es geht um Jugendliche, die arbeitslos oder arbeitsuchend sind, die soziale Anpassungsschwierigkeiten haben, die Entwick-lungskrisen haben, einen Mangel an Selbstwertgefühl und dann geht es auch noch um Sprachdefizite. In dieser ganzen Speisekarte, wie ich sie nennen darf, sind also die Sprachdefizite nur als ein Punkt in einer ganzen Reihe anderer Punkte zu sehen, jedenfalls nicht der allein in Frage kommende Punkt.

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass vom Konzept her die Produktionsschulen ver-suchen, über eine sinnvolle Arbeit eine Wissensvermittlung an die Jugendlichen nicht nach dem Modell „Schule“ zu betreiben, sondern nach dem Modell „Lernen durch Erfahrung“. Und so haben wir uns entschieden, den Vorschlag auf Einrichtung einer Metallwerkstätte zu unterbreiten, zusammen mit einer Fahrradwerkstätte, einer Holz-werkstätte, einer Werkstätte „Handel und Verkauf“, Lagerlogistik sowie EDV und Ver-waltung. Diese Fachbereiche wurden zusammen mit dem Arbeitsmarktservice ausge-wählt und entsprechen den Schwerpunkten der regionalen Wirtschaft. Im Bereich der Logistik und der Metallbranche haben wir etliche Betriebe, mit denen bereits Gespräche aufgenommen wurden. Dort wird auch ein Lernverbund gegründet, in dessen Rahmen die Jugendlichen die Chance bekommen sollen, sozusagen in den ersten Arbeitsmarkt bzw. in eine Ausbildungsmaßnahme hineinzukommen.

Ich denke mir, dass für die Stadt Wels diese Produktionsschule, die ja die fünfte in ganz Österreich sein wird, sicher ein sozialpolitisch wichtiger Punkte ist, ein wichtiger Schritt und ich meine, wir werden damit für die Jugendlichen eine weitere Möglichkeit bieten, aus Schwierigkeiten vielleicht doch leichter als sonst herauszufinden und sich am Regelarbeitsmarkt eingliedern zu können.

StR. Huber: Sicher wurde jetzt schon sehr viel zu diesem Thema gesagt. Für mich wesentlich ist aber nicht, wer die Idee zu diesem Projekt hatte, sondern dass es umgesetzt wird. Worum geht es denn? Es geht darum, Jugendlichen eine Chance zu geben, die ansonst am Arbeitsmarkt keine Chance hätten. Den Jugendlichen sollen gewisse Perspektiven eröffnet werden, ansonsten wissen wir ja, was passiert, wenn Jugendliche keine Perspektiven haben, keinen Arbeitsplatz haben, wenn sie sich überflüssig fühlen. Da kommt es dann zu Dingen, die wir uns eigentlich nicht wünschen. Und so ist es wichtig, eine Produktionsschule zu errichten.

Und wenn du, Herr Kollege Kroiß, meinst, wir sollten besser die Welser Wirtschaft fördern, dann muss ich dir sagen, dass das zwar recht nett klingt und es wäre sicher schön, bräuchten wir irgendwann keine arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen mehr, weil die Wirtschaft alle Menschen aufnimmt, aber wahrscheinlich wird es das nie spielen. Wir wissen doch, dass das in der Praxis nicht so ist. Wir haben ja lange am Konzept dieser Produktionsschule gearbeitet und ich habe im Vorfeld, bevor diese Bedarfs-erhebung durch das Land durchgeführt wurde, eine Expertenrunde hereingeholt. Da war die Bezirksschulinspektorin dabei, es waren Vertreter der Wirtschaft anwesend, aber jedenfalls hörte ich von keinem der Wirtschaftsvertreter, dass man eh alle nehmen werde, sobald Unterstützungsmittel an die Betriebe fließen würden. So ist es halt nicht, das heißt, die Jugendlichen brauchen vor ihrem Eintritt in die Betriebe ein Mindestmaß an Qualifizierung.

Wenn du eine Definition der Produktionsschule brauchst, kann ich dir eine solche geben. Die Produktionsschule ist eine Verbindung von sozialpädagogischer Betreuung und am Arbeitsmarkt orientierter Produktionsarbeit in den hauseigenen Werkstätten.

Natürlich haben wir auch Gespräche mit dem AMS geführt. Diese Bereiche, die von Gemeinderat Reindl-Schwaighofer genannt wurden, sind natürlich mit der regionalen Wirtschaft abgesprochen und einfach wichtig.

Ich denke mir weiters, dass es einfach toll ist, wenn wir vom Land Oberösterreich bei den Errichtungskosten eine Unterstützung im Bereich von 60 Prozent zu erwarten haben. Den künftigen Betriebsaufwand wird sich das Land Oberösterreich und das AMS teilen, nämlich im Verhältnis von 49 zu 51 Prozent.

Ganz wichtig erscheint mir auch – das ging bisher in der Diskussion praktisch unter – die Frage in Zusammenhang mit dem Feuerwehroldtimer-Verein. Dieser hat 140 Mitglieder, die dort auf dem Areal ihren Standort haben und es wurde uns mitgeteilt, dass es vom früheren, allerdings bereits verstorbenen Grundbesitzer per Handschlag das Versprechen gab, dass sie mit ihren Oldtimer-Fahrzeugen sozusagen für immer dort bleiben können. Inzwischen hieß es aber, dass doch die Absicht einer Verwertung dieses Grundstückes bestehe. Nunmehr können wir aber in Zusammenhang mit der Errichtung dieser Produktionsschule auch den Standort für den Oldtimer-Verein absichern.

Von meiner Seite aus gibt es jedenfalls ein klares Bekenntnis zur Produktionsschule, weil Jugendliche, die einen sonderpädagogischen Bedarf haben, ihre Chance bekom-men. Ich finde diese Einrichtung für ganz wichtig und halte es für ganz toll, wenn wir dann, wie ich sehe, diesen Beschluss doch mit großer Mehrheit fassen können.

GR. Dr. Rabl: Ich gebe dem Gemeinderat Reindl-Schwaighofer nur ungern Recht – das mache ich nur sehr selten – aber diesmal hat er wirklich etwas Gescheites gesagt. Er hat nämlich zum ersten Mal zugegeben, dass es, wenn in einer Klasse über einen bestimmten Prozentsatz hinaus Schüler mit Migrationshintergrund sitzen, der Ausbil-dung dieser Schüler oder Jugendlichen schädlich ist. Wir haben das schon oft gesagt, wenn es um Schulen oder auch Kindergärten ging. Wir haben sogar etliche diesbe-zügliche Anträge eingebracht, die aber zur Gänze abgelehnt wurden, auch von Herrn Reindl-Schwaighofer. Ich hoffe natürlich, dass sich künftig diese Einstellung ändert. Einsicht kann manchmal sehr spät erfolgen, aber immerhin erfolgt sie hier und wir werden deshalb erneut einen Anlauf nehmen. Wir hoffen also, dass es künftig bei der gesamten SPÖ zu einem Umdenken kommt und es tatsächlich eine Beschränkung der Prozentzahlen von Kindern mit nichtausreichenden Deutschkenntnissen gibt.

Zur Produktionsschule selbst meinen wir, dass absichtlich oder nicht – die Absicht ist eher zu vermuten – ein zusätzlicher Verwaltungsapparat geschaffen wird, weil man glaubt, dass die Welser Betriebe die Ausbildung von Lehrlingen nicht in ausreichender Weise bewerkstelligen können. Und ich sage, dass das definitiv falsch ist. Die Welser Betriebe können natürlich die bestmögliche Ausbildung von Lehrlingen gewährleisten, was man auch speziell dann immer sieht, wenn es Lehrlingswettbewerbe gibt. Da sieht man, wie spitze diese Lehrlinge sind. Und wenn schon das Arbeitsmarktservice und die Stadt Wels so viel Geld haben, dann sollten sie dieses Geld für die Förderung der Unternehmen verwenden bzw. für die Ermöglichung einer Gratisausbildung von Lehrlingen in den Unternehmen. Diese Lehrlinge haben ja, wie wir wissen, oft soziale Probleme oder Autoritätsprobleme, und diese werden sich in einer derartigen Produk-tionsschule nicht beheben lassen. Diese Jugendlichen müssen vielmehr in den freien Arbeitsmarkt eintreten und sie müssen wissen, was es bedeutet, einen Chef zu haben oder dass man eine Weisung sehr wohl befolgen muss. Das sind doch sehr oft die gravierenden Probleme.

Ich weiß, dass viele Jugendliche, wenn der Unternehmer selbst für die Ausbildung nichts zahlen muss, sehr wohl einen Job bekommen. Es bewährt sich dieses Konzept schon. Wenn man also immerhin 2 Mio. Euro allein für die Errichtung einer Produk-tionsschule in die Hand nimmt, dann meine ich, dass man dieses Geld besser für die Förderung Welser Unternehmen bereitstellen sollte. Das wäre doch viel wichtiger und sinnhafter, weil mit entsprechenden Fördermaßnahmen für Unternehmen wird es weit eher möglich sein, die Wettbewerbsfähigkeit dieses Standortes zu erhalten. Leider passiert das nicht und darum sprechen wir uns ganz klar gegen eine derartige Produk-tionsschule aus.

GR. Hoflehner: Ich habe schon fast befürchtet, dass mir an Inhaltlichem kaum noch etwas übrig bleibt – manchmal kann es auch ein Vorteil sein, weil man auf Vorredner eingehen kann – und ich möchte demnach weniger vom Inhaltlichen, sondern viel mehr vom Prozesshaften sprechen.

Ich möchte dabei nicht das Rad der Zeit bis zum Jahr 2006 zurückschrauben, sondern in erster Linie meine Freude darüber zum Ausdruck bringen, dass heute mit diesem Beschluss dieser Prozess zumindest vorläufig – die Errichtung selbst ist ja noch zu bewerkstelligen – zum Abschluss gebracht werden kann. Aus meiner Sicht wurde in sehr verantwortungsvoller Weise diese Entscheidung durch den Gemeinderat vorbereitet. Diesbezüglich kommt im Amtsbericht sehr gut zum Ausdruck – ich denke mir, dass das jeder nachvollziehen konnte – dass der Bürgermeister und die Sozialreferentin den Auftrag in Hinblick auf die Mitgestaltung einer Produktionsschule nicht in emotionaler Weise erteilten, sondern dass die Zeit ab dem Jahr 2006 oder zwischen dem Auftauchen dieser Idee und dem heutigen Beschluss nicht einfach nur so verstrichen ist. Das bedeutet, dass es in der Zwischenzeit die Erstellung einer Studie durch ein Linzer Institut gab, in deren Rahmen abgecheckt wurde, ob denn die Errichtung einer Produktionsschule in Wels überhaupt als richtige Maßnahme zu sehen ist. Nun, es lag irgendwann das Ergebnis dieser Studie vor und es wurde dieses von der Sozialreferentin zuvor in einem Detail beschrieben. Und an dieser Stelle muss ich dem Wirtschaftssprecher der FPÖ, Herrn Dr. Rabl, schon widersprechen, denn in diesem beratenden Gremium saßen sehr wohl Experten, beispielsweise die Lehrlings-beauftragten der Firma Fronius und der EWW AG. Die Vertreter dieser doch eher ziemlich erfolgreichen Firmen sagten uns genau das Gegenteil von dem, was zuerst Herr Dr. Rabl vorbrachte und sie bestätigten uns sozusagen in dem, was wir in Hinblick auf eine Entscheidungsfindung eigentlich schon irgendwo angenommen hatten, nämlich dass es sich hiebei um eine gute Sache handeln würde. Ich glaube, dass in dieser Expertenrunde in Verbindung mit dem pädagogischen Teil tatsächlich die Entscheidung gefallen ist, diese Produktionsschule in Wels zu errichten, wobei es ja in Oberösterreich nachvollziehbarerweise schon zwei gibt – den Betrieb dieser Schule kann man sich anschauen, wenn man will, das heißt, man muss nicht ins Internet schauen, um Näheres zu erfahren – und wenn man die dortigen Erfahrungswerte berücksichtigt, so ist meines Erachtens bestätigt, dass das für Wels eine richtige Entscheidung darstellt.

Ich bin froh, dass das heute in Zusammenhang mit diesem Beschlussantrag zur Debatte steht und bin auch froh darüber, dass in der Sache selbst Einigkeit herrscht. Was die Methode betrifft, herrscht offensichtlich diese Einigkeit nicht so ganz, was mir leid tut, wogegen man aber letztlich nichts machen kann. Jedenfalls hoffe ich, dass heute der Beschluss positiv ausfällt.

GR. Mag. Holter: Ich darf vorerst dem Kollegen Rabl zu seinem Wahlerfolg gratulieren. Vielleicht ist er deshalb heute auch etwas überschäumend, anderseits weiß er womög-lich noch gar nicht so recht, bei welcher von all den Parteien, wo er schon dabei war oder noch ist, dieser Erfolg anzurechnen sein wird. Sicher steckt aber eine gewisse Leistung dahinter, je nachdem wie man es gewichtet.

Ich bin aber jedenfalls bei deinen Ausführungen nicht ganz mitgekommen, Andreas. Liest man nämlich im Amtsbericht nach, dann geht es dort um sozial, mental und sonst wie benachteiligte Jugendliche, aber nicht um einen Lehrlingswettbewerb der „Jungen Wirtschaft“. Ich habe das in der Argumentationslinie nicht verstanden, denn es geht doch in Wahrheit um jene Jugendlichen, die womöglich mit Schulabschlüssen irgendwo vorstellig würden, nämlich mit 15 Jahren, die in der Regel nicht dem sonst verbindlich vorgesehenen Karriereweg entsprechen, nämlich 4 Jahr Volksschule, vier Jahre Haupt-schule und ein Jahr Polytechnikum oder einem sonstigen einjährigen Schulbesuch nach der Hauptschule. Vor allem wird dieser Karriereweg wahrscheinlich kaum in der üblich-erweise in den einzelnen Stationen vorgesehenen Zeit beschritten worden sein. Und nachdem halt diese Zeiten etc. nicht so recht zusammenpassen werden, ist in vielen Fällen der Umstieg in ein reguläres Lehrverhältnis wahrscheinlich auch dem besten Unternehmer nicht ganz zumutbar, weil es an gewissen Voraussetzungen dafür mangeln dürfte.

Wir sehen also – Herr Dr. Ploier hat es schon gesagt – diese Produktionsschule insbesondere als Möglichkeit des Umstieges von der Regelschule in den Lehrberuf. Wir wissen außerdem, dass hiermit in Wels nicht zum ersten Mal eine derartige Einrichtung geschaffen wird, wobei ich jetzt – ich weiß schon, dass die Freiheitlichen gern von vergangenen Jahrhunderten reden – nicht unbedingt auf die Weimarer Republik zurück-greifen möchte, in der man offenbar solche Produktionsschulen erstmals gründete. Wer immer auf diese Möglichkeit kam oder wer immer diese Idee geboren hat, es ist das für mich eigentlich nebensächlich, wobei ich mir noch den Hinweis erlaube, dass wir in Wels in diesem Bereich schon andere Produkte oder Einrichtungen haben, die ebenfalls mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, aber anderseits – zumindest was Wels betrifft – überwiegend nicht die Jugendlichen betreffen, sondern Erwachsene. Ich denke hier an „RenoTop“ und vergleichbare Institutionen. Sich aber zu erwarten, dass hier in kurzer Zeit aus Trabern Galopper gemacht werden, das halte ich für eine zumindest leicht überzeichnete Vorstellung.

Eine Frage stelle ich mir noch zusätzlich. Wenn stimmt, was der Kollege Reindl-Schwaighofer von sich gab – nachdem er der Fachmann ist, zweifle ich nicht an seiner Aussage – nämlich dass in Linz oder andernorts diese Produktionsschule nur bei einem eher geringen Anteil von Migranten funktioniert – ich möchte jetzt nicht auf einem bestimmten Prozentsatz herumreiten – und zwar deshalb, weil man eben aufgrund von Erfahrungswerten draufgekommen ist, dass hier ein hoher Inländeranteil sehr wichtig erscheint, dann ist das Motiv der Freiheitlichen, in diesem Bereich nicht helfen zu wollen, schon überhaupt nicht mehr klar. Einerseits – vielleicht zurecht – einen zu hohen Ausländeranteil in den Schulen und Kindergärten zu bekritteln, anderseits aber die Förderung benachteiligter inländischer Jugendlicher zu verweigern, das stellt mich schon vor eine gewisse Problemfrage, die ich für mich selbst nicht eindeutig beantworten kann. Ich weiß also nicht, was damit genau gemeint war.

Persönlich glaube ich, dass dieser Versuch mit der Produktionsschule gut ist. Und wie hoch die Kosten auch immer sein mögen oder welche Kostenbeteiligungen es immer geben mag – zum überwiegenden Teil erfolgt hier eine Förderung mit Landesmitteln – ist eines sicher: Projekte, die man nicht angeht oder umsetzt, werden logischerweise nicht mit Landesmitteln gefördert.

Wenn man es schafft, Jugendliche aus dieser Bildungsschiene in den regulären Arbeitsprozess einzubinden – wenn es in Deutschland und Dänemark sehr wohl gelungen ist, sehe ich eigentlich keine Gründe, warum das bei uns nicht gelingen sollte – dann ist sehr viel erreicht. Das Einzige, was ich mir für die Zukunft überlegen würde, ist aber Folgendes. Auch wenn es dort oder da nicht unberechtigt erschiene, etwas zu tun, müssen wir doch bei diesen Dingen sehr aufpassen, das heißt, wir werden als öffentliche Institution nicht für alles und jedes die gesellschaftliche Haftung übernehmen können, weil sonst irgendwann der Fall eintreten würde, dass auch die öffentliche Hand finanziell überfordert ist. Man muss sich diese Felder sehr genau ansehen, was hier durch das AMS geschieht, dessen Beurteilungsqualität ich jetzt einmal nicht bewerte. In Zukunft wird aber jedenfalls vermehrt zu beachten sein, dass nicht immer nur der Staat für Erziehungsfehler haftet. Es kann nicht Aufgabe der öffentlichen Hand sein, jeden Erziehungsfehler, jeden Milieuschaden auszubessern. Abgesehen davon handelt es sich bei diesen Kindern oder Jugendlichen nicht nur um solche aus sozial bzw. finanziell verwahrlosten Verhältnissen, das heißt, Kinder können sich auch aus anderen Gründen nicht so entwickeln, wie man sich das allgemein erwartet oder erwarten dürfte. Und hier stellt sich für mich doch die Frage – da wird es eines gewissen Aufklärungs- oder Nachforschungsaufwandes bedürfen – ob nicht Eltern im Rahmen solcher Ausbildungs-maßnahmen, beginnend bei der Symbolik bis hin zu tatsächlichen Beiträgen, sehr wohl einen finanziellen Beitrag leisten müssen.

Frau Kollegin Hüttmayr, ich habe jetzt von ihrer Seite etwas von den Studiengebühren gehört?

GR. Hüttmayr-Punkenhofer: Na ja, das schaut nach Wiedereinführung der Studien-gebühren aus, deren Abschaffung ja erst beschlossen wurde!

GR. Mag. Holter: Frau Kollegin Hüttmayr! Lassen wir doch die Sache mit den Studiengebühren. Es sind ja auch „Niveau“ und „Nivea“ nicht dasselbe.

Ich meine also, dass man sich für die Zukunft überlegen müsste, ob es nicht doch privatrechtliche Verpflichtungen gibt, aufgrund derer irgendein finanzieller Beitrag zu leisten angebracht erschiene, wobei die Produktionsschule jetzt einmal so beginnen soll, wie sie figuriert ist. Auf Dauer wird man aber der Gesellschaft nicht alles aufladen können. Insgesamt glauben wir allerdings, dass sich insbesondere auch die inlän-dischen Jugendlichen eine derartige Chance verdienen und daher werden wir diesem Projekt zustimmen.

Vzbgm. Wimmer: Ich danke! Nachdem keine weitere Wortmeldung vorliegt, erteile ich dem Herrn Bürgermeister das Schlusswort.

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Ich habe mich doch zuvor ganz klar zu Wort gemeldet und ersuche darum, das zu berücksichtigen!

Vzbgm. Wimmer: Ich habe leider solch eine Wortmeldung nicht gesehen. Tut mir leid, aber du kannst dich ja bei nächster Gelegenheit wieder zu Wort melden.

Jetzt ist der Herr Bürgermeister am Wort!

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: So geht das nicht, Herr Bürgermeister!

Bgm. Dr. Koits: Ich bin bei diesem Punkt Berichterstatter und habe deshalb nicht den Vorsitz inne.

Zwischenruf GR. Ing. Matzinger: Das sind ja volksdemokratische Methoden!

Vzbgm. Wimmer: Ich würde den Kollegen Rabl ersuchen, zu akzeptieren, dass ich den Vorsitz habe.

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Nein, so akzeptiere ich das nicht! Ich habe mich rechtzeitig und ordentlich zu Wort gemeldet und deshalb ist mir dieses auch zu erteilen!

Vzbgm. Wimmer: Wenn ich den Vorsitz habe, dann geschieht das, was ich sage und sonst nichts!

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Leider! Leider! Ich kann doch nicht eine Viertelstunde lang aufzeigen! Ich habe mich aber ordentlich zu Wort gemeldet und so musst du mich auch an die Reihe nehmen! Abgesehen davon könntest du ja vor Erteilung des Schluss-wortes noch einmal in die Runde schauen und fragen, ob es noch eine Wortmeldung gibt!

Vzbgm. Wimmer: Was ich tun muss, dass weiß ich selbst! Das bestimmt nicht ein Mitglied des Gemeinderates, schon gar nicht eines von der FPÖ-BZÖ-Fraktion!

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Du weißt es eben nicht! Wenn das deine Auffassung von Demokratie ist, dann finde ich das tragisch!

Zwischenruf GR. Mag. Holter: Habt ihr jetzt eine Fragestunde?

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Bitte sag auch etwas!

Vzbgm. Wimmer: Jetzt ist aber wirklich der Bürgermeister mit seinem Schlusswort an der Reihe!

Bgm. Dr. Koits: In den Ausführungen der Debattenredner wurde ja der Zweck oder der Inhalt dieser Produktionsschule noch einmal sehr genau dargelegt und wer die Idee dafür hatte – da stimme ich der Kollegin Huber zu – kann letztendlich nicht von so großer Bedeutung sein. Wichtig ist vielmehr, dass diese Idee überhaupt geboren wurde und wir sie, meines Erachtens getragen von einer breiten Meinungsbildung, umsetzen können.

Ich bedaure, dass die Welser Freiheitlichen bei diesem Punkt nicht mitkönnen bzw. dass sie nicht mitstimmen werden. Persönlich meine ich nämlich, dass diese Produk-tionsschule, die von der Wirtschaft mehrfach gefordert wurde, eine wirklich wichtige Einrichtung darstellt. Es soll einem bestimmten Personenkreis, so wie es der Kollege Holter zum Ausdruck brachte, die Chance gegeben werden, am Wirtschaftsleben aktiv teilnehmen zu können, eine Arbeitsstelle zu bekommen oder einen Schulabschluss zu erreichen. Die Wirtschaft braucht nun einmal entsprechend gut ausgebildete Mitar-beiterinnen und Mitarbeiter.

Und Herr Gemeinderat Reindl-Schwaighofer sagte richtigerweise, dass diese Produk-tionsschule ein Bindeglied zwischen jenen Menschen, die es eben nicht schafften, im ersten Anlauf am Arbeitsmarkt unterzukommen, und den Betrieben ist, in denen es letztlich möglich sein sollte, sehr wohl eine Lehre oder Anlehre absolvieren zu können und damit einen Platz im Arbeitsleben zu bekommen.

Wir betreten mit diesem Thema kein Neuland. Es gibt beispielsweise in Steyr schon eine solche Produktionsschule, wo eigentlich alles funktioniert. Diese Schule wird auch von der Wirtschaft mitgetragen. Es ist somit genau genommen kein Grund vorhanden, eine solche Schule nicht einzurichten.

Herr Dr. Ploier! Ich stimme dir zu, dass das AMS aufgerufen sein wird, die Personen-auswahl zu treffen. Das AMS wird seine bisherigen Erfahrungen einzubringen haben.

Für mich ist auch sehr wichtig, dass diese Produktionsschule für alle offen steht. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger Faktor bei diesem Thema.

Herr Dr. Rabl! Wir habe bereits Förderungsmodelle probiert, mit deren Hilfe es darum ging, genau solche Jugendliche in der Wirtschaft unterzubringen, es war dies aber ein Versuch, der nicht wirklich zum Ziel führte. Bernhard Ploier und ich haben das seiner-zeit probiert, aber es hat damit letztlich weder nach den Vorstellungen der Wirtschaft noch nach unseren Vorstellungen geklappt. Wir mussten somit nach einer anderen Möglichkeit suchen und die Produktionsschule stellt eine solche dar.

Ich ersuche jetzt um Beschlussfassung.

Der Antrag zu Punkt 1. der Tagesordnung wird mit 

29 Ja-Stimmen (SPÖ-, ÖVP- und GRÜNE-Fraktion)

gegen     4 Nein-Stimmen (FPÖ-Fraktion)

angenommen.

GR. Mag. Hora ist bei der Abstimmung noch nicht in der Sitzung anwesend.

2.)

Personalbeirat;

Bestellung von Mitgliedern der Dienstnehmervertretung

DI-PersR-5076-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Personalbeirat am 22.09.2008:

1.
Herr Mag. Bernd Mayrhofer und Herr Johann Salzinger werden als Mitglieder (Dienstnehmervertreter) und

2.
Frau Rosemarie Nagl und Herr Clemens Schiehauer werden als Ersatzmitglieder (Dienstnehmervertreter(in)

des Personalbeirates bestellt.

Einstimmig angenommen.

Vzbgm. Wimmer dankt für die Berichterstattung und übergibt den Vorsitz wieder an Bgm. Dr. Koits.

Berichterstatter Vizebürgermeister Hermann Wimmer
3.)

VTH Turnhalle Wels Verwaltungs-GmbH & Co KG;

Errichtung einer kombinierten Turn-, Tennis- und Kletterhalle;

Gewährung einer Subvention, eines Darlehens und Beteiligung der

Stadt Wels an der Kletterhalle Wels Betriebs-GmbH

SF-Sport-153-2007, miterledigt:

FD-Fin-202-2008

Vzbgm. Wimmer referiert auszugsweise anhand des Amtsberichts (Anlage 5) und verweist darauf, dass im Rahmen der Vorberatung sehr genau auf die Details dieses Projektes eingegangen wurde.

Der Antrag lautet nach Vorberatung in der gemeinsamen Sitzung des Sport- und des Finanzausschusses am 15.09.2008:

1.
Der Abschluss des Pachtvertrages zwischen VTH Turnhalle Wels Verwaltungs-GmbH & Co KG und der Stadt Wels gemäß Anlage 6 wird genehmigt.

2.
Der Abschluss des Unterpachtvertrages zwischen der Stadt Wels und der Kletterhalle Wels Betriebsgesellschaft mbH gemäß Anlage 7 wird genehmigt.

3.
Die Subventionsvereinbarung zwischen der Stadt Wels und VTH Turnhalle Wels Verwaltungs-GmbH & Co KG gemäß Anlage 8 wird genehmigt.

4.
Die Annahme des Darlehensangebotes der VTH Turnhalle Wels Verwaltungs-GmbH & Co KG an die Stadt Wels mit Darlehensauszahlung spätestens am 01.10.2008 gemäß Anlage 9 wird genehmigt.

5.
Die Enthaftungserklärung gegenüber der Firma Felbermayr GmbH gemäß Anlage 10 wird genehmigt.

6.
Die Gründung der Kletterhalle Wels Betriebsgesellschaft mbH mit einer durch die Stadt Wels zur Gänze in bar zu leistenden Stammeinlage von € 350,-- (entspricht 1 % am gesamten Stammkapital) entsprechend dem Gesellschaftsvertrag gemäß Anlage 11 wird genehmigt.

7.
Der Abschluss der Absichtserklärung gemäß Anlage 12 wird genehmigt.

GR. Dr. Rabl: Zuerst einmal muss ich sagen, dass diese Halle, die sich ja schon in Bau befindet, als großer Erfolg zu sehen ist. Ich bedanke mich insbesondere bei den zwei Herren oben auf der Galerie, Herrn Dr. Humer und Herrn Dr. Schwab, dafür, dass sie so intensiv an diesem Projekt mitgearbeitet haben.

Ich möchte diese Gelegenheit dazu nutzen, dem Turnverein insgesamt den Dank für seine Leistungen auszusprechen. Er soll versichert sein, dass er in allen Belangen von den Welser Freiheitlichen unterstützt wird. Ich sage das auch deshalb, weil uns zu Ohren kam, dass diese Bereitschaft unsererseits nicht in dieser Weise transportiert wird. Sie können aber versichert sein, dass sie unsererseits im Gemeinderat immer die vollste Unterstützung haben. Auch für dieses Projekt ist das so und wir können eigentlich dem Turnverein und seinen Vertretern nur unseren Dank hiefür aussprechen.

GR. Mag. Humer: Ich darf mich sowohl den Ausführungen des Referenten als auch jenen des Herrn Dr. Rabl anschließen. Als Welser Sportfunktionär und als einer, der generell am Sportgeschehen interessiert ist, freut es mich, dass hier an der Traun etwas ganz Tolles entsteht und sich unsere Stadt zu einer breiten Vielfalt im Sport bekennt. Wir haben beispielsweise vor Jahren über das Budokan diskutiert, das ursprünglich umstritten war. Dann kam dieses tolle Budokan bzw. steht es seit ca. zwei Jahren und es hat sich prächtig entwickelt. Es ist also wichtig, dass wir in Wels vielen Sportarten eine Heimstatt bieten.

Und der neue Kletterdom in einer Höhe von 14 Metern ermöglicht es laut Aussagen von Fachleuten, dass künftig auch internationale Wettbewerbe abgehalten werden können. Was heißt das für die Stadt? Es werden zusätzlich Menschen in die Stadt kommen, sie werden übernachten und sozusagen etwas da lassen. Wir sehen also wieder einmal, dass der Sport auch zu einer gewissen Umwegrentabilität beiträgt.

Man muss sagen, dass beim Welser Turnverein Großes in Bezug auf das Turnen geleistet wird und ich darf die beiden anwesenden Herren ebenfalls ersuchen, unseren Dank an den Verein weiterzugeben. Hier wird eine tolle Arbeit geleistet. Meine Kinder haben dort ebenfalls mehrere Jahre hinweg geturnt und es ist wirklich toll, was dort mit den Jugendlichen betrieben wird. Jetzt wird es auch noch eine Leistungssporthalle für das Turnen geben. So etwas gibt es, wie mir Fachleute sagten, bisher nur in Linz.

Ein Aspekt bei dieser Sache ist für mich noch ganz wichtig. Es wird ja immer davon gesprochen, dass man das Gemeinsame, nicht das Trennende in den Vordergrund stellen soll. Und in diesem Fall ist es dem Sportreferent gelungen – dafür ein Dankeschön an Hermann Wimmer – dass in dieser Kletterhalle Betriebs-GesmbH mit dem Alpenverein, den Naturfreunden und den Schermbergern z`Wels, natürlich zusammen mit dem Turnverein, alle unter einem Dach sind. Hier wird gemeinsam an einem Strang gezogen. Ich denke mir immer wieder – ich bin ja selbst Sportfunktionär – dass der Sport wirklich für viele Bereiche ein Vorbild sein kann. Wir gehen in Wels den Weg, bei Investitionen in den Sport Synergien zu nutzen. Wenn ich den Karl-Georg Holter sehe, muss ich sagen, dass auch der FC Wels ein Vorbild ist; dieser ist aus der UNION und der Eintracht Wels hervorgegangen. Der WBC entstand schon viele Jahre zuvor aus zwei Basketballvereinen. Und bereits vor 20 Jahren tat sich das Welser Tischtennis aus zwei Verbänden hervor. Ich darf nun auch schon wieder ein paar Jahre dort mithelfen und kann sagen, dass wir mittlerweile in Österreich nach der neuesten Tabelle vom Wochenende die Ersten sind.

Ich meine grundsätzlich, dass jeder Sportverein schon allein wegen seiner verbinden-den Kraft etwas Positives für Wels leistet.

StR. Huber: Ein wichtiger Punkt im Rahmen der Kletterei, auf den ich kurz zu sprechen kommen darf, ist im therapeutischen Klettern zu sehen. Wie sie wissen, kann man das Klettern in vielen Bereichen anwenden. Es wird in der Physiotherapie eingesetzt bei unzähligen Beschwerden. Dann wird es in der Psychotherapie eingesetzt, wobei es um das Erkennen der eigenen Grenzen geht und das Gewinnen von Sicherheit. Die Ergo-therapie ist dort ebenfalls gut aufgehoben; es geht hier um Kinder mit Wahrneh-mungsstörungen. In der Sonderpädagogik stellt das Klettern ebenfalls eine gute Sache dar; da geht es um Kinder mit Problemverhalten, aber auch um das erlebnis-pädagogische Klettern bei Aufmerksamkeitsdefiziten und um hyperaktive Kinder.

Das Ganze hat somit viele Facetten und darum war es möglich, bei der Gesundheits-referentin des Landes Oberösterreich, Frau Landesrätin Stöger, zusätzliche Förde-rungsmittel zu bekommen.

Insgesamt denke ich mir, dass es sich hiebei um eine tolle Sache für Wels handelt. Wenn man sich das ansieht, stellt man fest, dass es sich nun einmal um eine Trendsportart handelt. Das Klettern bietet eine Herausforderung und es verlangt sowohl koordinative als auch konditionelle und mentale Qualitäten. Ich sage ein Dankeschön an alle, die sich dafür einsetzten, besonders an den Sportreferenten.

GR. Mag. Holter: Ich darf ebenfalls die Funktionäre des Welser Turnvereins sehr herzlich bei uns begrüßen. Den Namen „Turnverein“ sind wir alle gewohnt, praktisch seitdem wir auf der Welt sind. Viele von uns waren schon als Kleinkinder im Turnverein, sogar ich, was man aber heute nicht mehr so genau sieht.

Ich glaube, beim Turnverein hat niemand Zweifel daran gehegt, dass die ÖVP dessen Anliegen unterstützen wird. Daher brauche ich diesbezüglich keine Zweifel auszu-räumen.

Wichtig ist für uns, dass die großen Welser Vereine, ohne dass man jetzt auf irgend-einen hingeiert und betont, dass „wir euch mehr unterstützen als die anderen“ – da ist der Turnverein einer der größten oder überhaupt der größte – eine Aufgabe für diese Stadt erbringen, die immateriell unbezahlbar ist, und zwar nicht nur im körperlichen Ertüchtigungsbereich, sondern auch in einem geistigen Haltungsbereich, und so finde ich, dass es nicht einfach nur ein Benefizium seitens der Stadt darstellt, wenn für die Umsetzung einer Idee etwas beigesteuert wird, sondern dass es für die Stadt Wels im materiellen Bereich auch eine Verpflichtung darstellt, etwas für diese eigentlich unbezahlbaren Leistungen zurückzugeben. Dies noch dazu dann, wenn man weiß, dass derartige Projekte, wie ein solches nunmehr präsentiert wurde – der Sportreferent sagte in seiner Berichterstattung, dass dieses etwas verschachtelt sei – gut vorbereitet sind. Abgesehen davon kann es immer Kalkulationsprobleme geben, wenn man sozusagen am Wasser baut; das ist auch dem Amtsbericht zu entnehmen. Im Endeffekt haben wir es aber hier mit einer Leistung und einer Gegenleistung zu tun. Wir sind hier nicht die Wohltäter, sondern jene, die ein gerechtfertigtes Anliegen eines Vereines, der für diese Stadt sehr viel geleistet hat, unterstützen. Und daher unterstützen wir das auch als ÖVP-Fraktion sehr deutlich.

Vzbgm. Wimmer: Vielen herzlichen Dank für diese Diskussion, der ich entnehme, dass dieses Projekt eine sehr, sehr breite Mehrheit unterstützen wird. Eigentlich ist diesen Wortmeldungen nichts mehr hinzuzufügen. Das meiste habe ich ja ohnehin im Rahmen meiner Berichterstattung vorgetragen und Herr Dr. Rabl hat dies dann in etwas verkürzter Form wiederholt, wobei ich sagen darf, dass er das in richtiger Weise getan hat.

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Danke!

Vzbgm. Wimmer: Ich möchte nun aber noch – ich hoffe, du gestattest dies, Herr Bürger-meister – angesichts eines sehr erfolgreichen Sportwochenendes etwas außerhalb der Tagesordnung noch ein paar Worte der Anerkennung vorbringen.

Ich möchte dem Präsidenten der Welser Tischtennis-Spielgemeinschaft, Herrn Mag. Humer, ebenso natürlich seinen Spielern sehr herzlich gratulieren. Es gab zwei Siege, zum einen gegen Froschberg und zum anderen – das ist besonders erwähnenswert – gegen Mauthausen. Diese Siege haben die Welser an die Spitze der Bundesliga gebracht. Das ist ein sehr erfreulicher Umstand und ich gratuliere herzlichst dazu.

Ich würde heute ebenso gerne dem Präsidenten des FC Wels gratulieren, muss dies aber leider unterlassen, das heißt, wir können nur auf künftige Spiele hoffen.

Zum Dritten ist dem Präsidenten von WSC Hertha zu gratulieren, Herrn Stadtrat Dr. Wieser. Im Lokalderby gegen Thalheim – eine ganz wichtige Sache – wurde 2:1 gewon-nen. Anschließend gab es noch ein ganz tolles Weinlesefest.

Ich gratuliere zu diesen sportlichen Aktivitäten oder Erfolgen, die alle erst aufgrund der doch sehr umfassenden Förderungen von Seite des Sportreferenten möglich wurden.

(Gelächter!)

Der Antrag zu Punkt 3. der Tagesordnung wird 

einstimmig angenommen.
Bgm. Dr. Koits dankt für die Berichterstattung.

Berichterstatter Vizebürgermeister Manfred Hochhauser

4.)

Ankauf eines Abfallsammelfahrzeuges;

Auftragsvergabe

SB-FB-313-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008:

Die Lieferung eines Abfallsammelfahrzeuges mit Presssystem, bestehend aus einem DAF-Fahrgestell und M-U-T-Aufbau wird zu den Bedingungen und dem Preis des Angebotes vom 01. August 2008 um den Nettobetrag von € 172.514,50, d.h. exkl. Mehrwertsteuer und abzüglich Skonto, an die Firma Fiedler, Inh. G. Seelmaier, Grünbachplatz 8 – 12, Wels, vergeben.

Einstimmig angenommen.

5.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels über die Änderung 

des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2003 (Änderung Nr. 78)

BZ-BauR-3533-2007

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 13 beigefügte Verordnung über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Stadt Wels (78. Änderung des Flächen-widmungsplanes Nr. 4/2003) beschließen.

GR. Dr. Rabl: Wir Freiheitlichen sagten schon vor fünf Jahren, dass diese Grundfläche umgewidmet werden sollte. Ich kann mich daran erinnern, dass wir selbst mit dem Referenten draußen waren. Ich freue mich also darüber, dass es nun für die Familien Prähofer, Stögmüller und Benesch doch mit dieser Umwidmung klappt. Ich finde diese gut, weil sich das ganz schön in das Gebiet dort einfügen wird, das mir persönlich – ich bin dort aufgewachsen – gut bekannt ist. Es freut mich also, wenn heute im Gemeinderat dieser Beschluss gefasst werden kann.

Der Antrag zu Punkt 5. der Tagesordnung wird

einstimmig angenommen.

6.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 113/2.2 (Stadtteil: Innenstadt)

BZ-BauR-3702-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 14 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 113/2.2 (Stadtteil: Innenstadt) beschließen.

Einstimmig angenommen.

7.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 206/2.5 (Stadtteil: Lichtenegg)

BZ-BauR-3712-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 15 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 206/2.5 (Stadtteil: Lichtenegg) beschließen.

Einstimmig angenommen.

8.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 221/A.2 (Stadtteil: Lichtenegg)

BZ-BauR-3710-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 16 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 221/A.2 (Stadtteil: Lichtenegg) beschließen.

Einstimmig angenommen.

9.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 302/2.7 (Stadtteil: Vogelweide)

BZ-BauR-3709-2008, miterledigt:

BZ-BauR-3711-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 17 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 302/2.7 (Stadtteil: Vogelweide) beschließen.

Einstimmig angenommen.

10.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 311/2.5 (Stadtteil: Vogelweide)

BZ-BauR-3714-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 18 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 311/2.5 (Stadtteil: Vogelweide) beschließen.

Einstimmig angenommen.
11.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels betreffend

Bebauungsplan Nr. 621/2.9 (Stadtteil: Pernau)

BZ-BauR-3717-2007

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Planungs-, Bau- und Wohnungsausschuss am 16.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 19 beigefügte Verordnung betref-fend Bebauungsplan Nr. 621/2.9 (Stadtteil: Pernau) beschließen.

Einstimmig angenommen.

Bgm. Dr. Koits dankt für die Berichterstattung.

Berichterstatter Vizebürgermeister Dr. Bernhard Ploier-Niederschick

12.)

Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels, mit der die

Marktordnung 2006 geändert wird

BZ-Markt-1965-2005

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Wirtschaftsausschuss am 04.09.2008, der Gemeinderat möge die als Anlage 20 beigefügte Verordnung des Gemeinderates der Stadt Wels, mit der die Marktordnung 2006 geändert wird (1. Novelle der Marktordnung 2006), beschließen.

GR. Schönberger: Mit diesem und dem nächsten Tagesordnungspunkt soll ein Beitrag dazu geleistet werden, dass die Endlosdiskussionen, die wir in den letzten Jahren über Weichnachts- oder Adventmärkte in der Stadt Wels führten, einen Abschluss finden und diese Märkte in neuem Glanz erstrahlen können. Hoffentlich handelt es sich dabei nicht nur um einen Wunsch ans Christkind, das heißt, es wird auch an der „Christkindl GmbH“ liegen, jene Veränderungen herbeizuführen, die sich sowohl die Geschäftsleute als auch die Welser Bevölkerung wünschen.

Mein Dank richtet sich an alle Ersteller und Umsetzer dieses Konzeptes. Immerhin ist ja der letzte Anstoß hiezu erst Ende letzten bzw. Anfang dieses Jahres von unserem Bürgermeister ausgegangen, sodass man sagen kann, dass dieser Anstoß sehr schnell Früchte getragen hat.

Ich wünsche natürlich der „Christkindl GmbH“ einen großen Erfolg für die Weihnachts-zeit, möchte aber schon etwas anmerken. Bei einem derart gravierenden Eingriff in das Welser Wirtschaftsleben in der umsatzträchtigsten Zeit des Jahres wäre es durchaus wünschenswert, dass solche Konzepte auch im Wirtschaftsausschuss vorgestellt wer-den, bevor sie in einer Punschlaune irgendwo auf den medialen Markt geschmissen werden. 

Vzbgm. Dr. Ploier-Niederschick: Lieber Kollege Schönberger! Ich erspare mir jetzt eine Stellungnahme, was den Anstoß zu dieser Initiative betrifft. Der Herr Bürgermeister und ich wissen, woher dieser gekommen ist, aber über diese Kleinigkeiten streite ich an dieser Stelle nicht herum.

Wir haben natürlich dieses Projekt gemeinsam vorgestellt und ich weise es zurück, wenn gesagt wird, dass der Herr Bürgermeister und ich dieses Projekt in Punschlaune oder dergleichen vorgestellt hätten. Vielmehr haben wir in einer Pressekonferenz, die am 13. März dieses Jahres zwischen 9 und 11 Uhr vormittags stattgefunden hat, gemeinsam mit den Projektträgern, nämlich der Stadtmarketing Wels GesmbH und den Proponenten, die jetzt auch Mitglieder dieser „Christkindl GmbH“ sind, dieses Konzept vorgestellt und es wurde dieses in weiterer Folge medial sehr breit dargestellt. Ich hoffe, diese Information ist dir nicht entgangen und es hat dir dein Welser Parteivorsitzender darüber berichtet.

Und was nun die Berichterstattung oder Beschlussfassung im Wirtschaftsausschuss selbst betrifft, halte ich fest, dass es nicht in der Kompetenz des Wirtschaftsaus-schusses liegt, ich aber dennoch den Wirtschaftsausschuss zu jedem Zeitpunkt immer sehr ausführlich über solche Dinge oder Vorgänge informiere.

Ich ersuche jetzt aber um Zustimmung für den vorliegenden Antrag.

Der Antrag zu Punkt 12. der Tagesordnung wird

einstimmig angenommen.

13.)

Beschluss des Gemeinderates der Stadt Wels, mit dem die 

Markttarifordnung 2006 abgeändert wird

(1. Novelle der Markttarifordnung 2006)

BZ-Markt-1964-2005

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Wirtschaftsausschuss am 04.09.2008, der Gemeinderat der Stadt Wels möge die als Anlage 21 beigefügte 1. Novelle zur Markttarifordnung 2006 beschließen.

Einstimmig angenommen.

Bgm. Dr. Koits dankt für die Berichterstattung und übergibt den Vorsitz an Vzbgm. Wimmer.

Berichterstatter Stadtrat Dr. Friedrich Ganzert

14.)

Energy Globe Austria Award 2008;

Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der 

Fa. GEG Werbung GmbH, 4801 Traunkirchen

SF-HA-3-2008

Der Antrag lautet nach Vorberatung im Kultur-, Schul- und Kindergartenausschuss am 18.09.2008:

Die Stadt Wels nimmt das Kooperationsangebot der Firma GEG Werbung hinsichtlich Auftritt und Werbung der Stadt Wels im Rahmen des Energy Globe Austria Award 2008 mit einem Gegenwert von € 100.000,-- exkl. USt. an und erteilt den diesbezüglichen Auftrag.

GR. Mag. Springer: Manche Kolleginnen und Kollegen werden sich bestimmt daran erinnern können, dass wir diesem Punkt in den letzten Jahren nie zugestimmt haben, weil es unser Anliegen war, dass Wels selbst zuerst einmal zur Energiehauptstadt wird, bevor hier andere großartige Projekte ausgezeichnet werden. Die Sache hat sich aber insofern geändert, als in den letzten Monaten ein vielversprechendes Projekt in Ausar-beitung ist und wenn wir heute diesem Punkt zustimmen, dann ist dies als Vertrauens-vorschuss anzusehen, als Vertrauen dahingehend, dass wir in Wels in Zukunft, in den nächsten Jahren mit vollem Recht diese Veranstaltung als Energiehauptstadt abführen.

In der Vergangenheit stellte es darüber hinaus ein gewisses Problem dar, dass diese Angelegenheit zum Teil unnötigerweise bereits vorausverfügt in den Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung kam. Diesmal ist das anders und somit hat sich eigentlich alles in Wohlgefallen aufgelöst und ich kann nur ein Kompliment aussprechen.

GR. Dr. Rabl: Zu Beginn auch ein Lob unsererseits dafür, dass es nach drei Jahren wiederholter Kritik rechtzeitig, also ohne Vorausverfügung, einen diesbezüglichen An-trag im Gemeinderat zu behandeln gilt. Das hat offenbar geholfen und zeigt, dass Kritik, wenn auch langsam, den Stein höhlt und zu einem Erfolg führen kann. Das ist für mich eine wunderbare Empfindung, weil diese Angelegenheit zeigt, dass man zwar zum ersten oder zum zweiten Mal gewisse Dinge noch nicht so recht verstehen kann, dann aber zum dritten Mal sehr wohl damit beginnt, nachzudenken und beim vierten Mal haut es dann doch hin. Ich weiß schon, dass es hie und da etwas langsamer geht, aber letztlich geht es doch sehr oft.

Ich erspare mir heute Ausführungen darüber, dass wir um dieses Geld 120 Ehrengäste mit Wachteleiern und Lachs verköstigen werden; das habe ich das letzte und vorletzte Mal schon kritisiert.

Ich erspare mir auch Hinweise darauf, dass im Gegensatz zu diesen 100.000 Euro netto der Umweltreferent für die Förderung von alternativen Energieformen nur 70.000 Euro zur Verfügung hat.

Ich erspare es mir aber nicht, darüber nachzudenken, was man um diese 100.000 alles machen könnte. Ich denke dabei an eine Video-Überwachung beispielsweise für den Stadtplatz, wo dafür ein Bedarf besteht, wo eine unsichere Situation herrscht. Es weiß jeder, dass es hier ein Sicherheitsdefizit gibt und man etwas tun sollte. Die Video-Überwachung am Stadtplatz würde nicht einmal 100.000 Euro kosten, den Menschen dort wäre aber sehr geholfen.

Ich erspare mir auch nicht den Hinweis, dass man um dieses Geld jährlich die Kinder-gartenbeiträge senken könnte.

Und ich erspare mir auch nicht zu sagen, dass die Stadtentwicklung bzw. sonstige Integrationsmaßnahmen finanziert werden könnten.

Vzbgm. Wimmer: Bitte zur Sache, Herr Dr. Rabl!

GR. Dr. Rabl: Man muss sich schon fragen, warum hier Jahr für Jahr 100.000 Euro in-vestiert werden, ohne eine Evaluierung zu haben, ohne einmal die Sinnhaftigkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit dieses Projekts überprüft zu haben. Mir kommt es so vor, als gäbe es hier eine Art von Förderungsabo, das heißt, diese Firma bekommt jedes Jahr, ohne wirklich viel beizutragen, 100.000 Euro überwiesen. Jahr für Jahr ist das so! Ich habe noch nie etwas darüber gelesen – in keinem einzigen Amtsbericht scheint davon etwas auf – was denn die Förderung der Stadt Wels gebracht hat. Aus meiner Sicht bringt es nichts, wenn hier irgendwelche Globes ausgeschrieben werden und auf irgendwelchen Internetseiten Hinweise dieser Art aufscheinen.

Ich teile hier die Kritik, die auch irgendwo von den GRÜNEN gekommen ist. Wels sollte einmal vor seiner eigenen Tür kehren bzw. schauen, wie es um gewisse Dinge steht. Wir bezeichnen uns immer als Energiehauptstadt, ich würde mich aber echt freuen, wenn das wirklich zuträfe und entsprechende Fördermaßnahmen in Wels selbst zum Tragen kämen. Dazu wird aber dem Umweltreferenten nicht das nötige Geld zur Verfügung gestellt. Wir geben aber sehr wohl 100.000 Euro für einen Galaempfang aus.

Ich würde mir also wirklich einmal eine Evaluierung dieser Maßnahmen wünschen und dass es nicht so aussieht, als gäbe es hier ein Dauerabo auf eine Förderung, wo man nur mehr einen Antrag zu stellen braucht und schon erhält man eine Überweisung von 100.000 Euro. Wir Freiheitlichen haben uns auch diesmal entschlossen, dieser Förde-rungsgewährung nicht zuzustimmen und ebenso haben wir uns wie die Jahre zuvor entschlossen, nicht zu dieser Galaveranstaltung zu erscheinen.

Vzbgm. Wimmer: Diese Gala wird auch ohne euch stattfinden!

GR. Reindl-Schwaighofer: Es hat mich nicht gewundert, dass du dich jetzt zu Wort gemeldet hast. Ich möchte dich aber doch daran erinnern, dass wir einmal gemeinsam an einem Tisch bei einer solchen Galaveranstaltung gesessen sind. Daran kannst du dich aber vielleicht nicht mehr so genau erinnern.

Vzbgm. Wimmer: Au weh!

GR. Reindl-Schwaighofer: Zum Zweiten denke ich mir, dass uns jetzt Herr Gemeinderat Rabl – genauso hat er uns zuerst bei der Produktionsschule bewiesen, welch ein Experte er in Sozialfragen ist – bewiesen hat, welch ein Experte er in Marketingfragen ist. Bei dem, was hier beschreiben ist, geht es doch eigentlich nicht um die Finan-zierung einer Gala, sondern darum, dass sich die Stadt rund um diese Gala mitver-markten kann. Das ist gut so und das unterstützen wir.

StR. Dr. Ganzert: Zunächst möchte ich mich beim Kollegen Springer bzw. bei den GRÜNEN bedanken. Wenn man vom Saulus zum Paulus wird, schadet das sicher nicht und ich sage dafür herzlich danke schön. Beim Kollegen Rabl wird das möglicherweise noch einige Zeit dauern, so wie er uns diese Vorwürfe machte. Jedenfalls steckt schon ein gewisser Zynismus dahinter, wenn man diese Gala auf Wachteleier reduziert. Diese Gala ist nämlich nur die mediale Darstellung einer Kette von Ereignissen. Man braucht ja nur einmal den Fernseher aufzudrehen, um immer wieder vom Energy Globe zu hören und dabei sieht man immer wieder beispielsweise das Logo der Stadt Wels. Genauso ist es, wenn man sich über das Internet informiert. Und wenn sie eine Zeitung aufschlagen, sehen sie ebenfalls ständig irgendwelche Berichte und die Erwähnung der Stadt Wels.

Ich glaube somit, dass das Bündel an Maßnahmen derart komplex ist, dass man es einfach nicht übersehen kann. Es ist auch sehr nachhaltig in seiner Wirkung, sodass ich glaube, dass wir auf gutem Weg sind, nämlich auch auf gutem Weg mit guten Koope-rationspartnern. Es zeigt sich doch, dass es sich hiebei um eine Erfolgsstory handelt. In dieser Form, mit dem Award, wird sie jetzt zum dritten Mal abgewickelt und in anderer Form hat das Ganze eine Tradition, die fast schon auf ein Jahrzehnt zurückgeht.

Der Antrag zu Punkt 14. der Tagesordnung wird mit

29 Ja-Stimmen (SPÖ-, ÖVP- und GRÜNE-Fraktion)

sowie GR. Ing. Matzinger)

bei   3 Nein-Stimmen (GR. Baumgartner, GR. Kroiß und

GR. Dr. Rabl)

angenommen.

Vzbgm. Wimmer: Für`s Protokoll sei festgehalten, dass Herr Ing. Matzinger für den Antrag stimmte. In der Aufregung kann so etwas schon einmal passieren!

Bgm. Dr. Koits ist bei der Abstimmung zu Punkt 14. der Tagesordnung nicht im Sitzungssaal anwesend, GR. Mag. Hora kommt erst später zur Sitzung.

Vzbgm. Wimmer dankt für die Berichterstattung.

Berichterstatter Stadtrat Dr. Bernhard Wieser

15.)

Initiativantrag der FPÖ-Gemeinderatsfraktion betreffend kostenlose Benützung

des öffentlichen Linienverkehrs für Senioren ab 09.00 Uhr vormittags

(Antrag eingelangt am 12.09.2008)

DI-Verf-301-2008

StR. Dr. Wieser: Die Freiheitliche Fraktion hat für die heutige Sitzung wieder das Thema der freien Fahrt für Senioren ab 60 Jahren vorgeschlagen. Wie sie wissen, ist in der Zwischenzeit der öffentliche Linienverkehr in Wels auch von anderen Parteien behan-delt worden; das hat seinen medialen Niederschlag gefunden. Ich denke hier vor allem an die ÖVP, welche ja die freie Fahrt für alle Welser Bürger, vom Kleinkind bis hin zum Greis vorgeschlagen hat.

Ich denke aber, dass unser Antrag in Hinblick auf die freie Fahrt ab 60 der bessere Vor-schlag ist. Es spricht wirklich eine Reihe von Gründen dafür. Denken wir beispielweise an die Probleme der Innenstadt, die ja immer wieder von Politikern der Stadt und auch von den Medien sehr zentral behandelt werden. Und mit dieser Maßnahme, so denke ich, wären wir in der Lage, tatsächlich etwas für die Geschäfte bzw. für das Zentrum zu unternehmen, nämlich in Zusammenhang damit, dass eben Senioren ab 60 Jahren gratis mit dem Bus fahren und so ganz leicht in die Innenstadt hereinkommen könnten. Es sprechen also auch wirtschaftliche Gründe für eine solche Maßnahme und ich nehme an, dass diese von den Geschäftsinhabern sehr begrüßt würde.

Wir schlagen deshalb erst ab 09.00 Uhr vormittags diese Gratisbenützung vor, weil ja, wie wir wissen, in den frühen Morgenstunden die Busse mit Schülern ziemlich stark ausgelastet sind, das heißt, es steht sehr wenig Platz für andere Passagiere zur Ver-fügung. Zu etwas fortgeschrittenerer Stunde spielt die Auslastung eigentlich keine Rolle mehr bzw. macht es überhaupt nichts aus, wenn ein paar Personen mehr als jetzt üblich in den Bussen sitzen, denn es ist doch genug Platz bzw. sind die Busse außer-halb der Stoßzeiten zumeist halbleer. Für die Firma Sab tours ergäbe sich also in Bezug auf die Beförderungskapazität keine zusätzliche Belastung.

Natürlich sprechen auch viele soziale Gründe für diese Maßnahme und an dieser Stelle möchte ich an die Sozialdemokraten hier in der Stadt Wels appellieren, Flagge zu zeigen und auch einmal außerhalb des Seniorenpasses, wo es ja eine gewisse Anzahl von Gratisfahrten gibt, etwas zu tun. Fassen sie doch einmal den Mut und zeigen sie, dass sie für die älteren Menschen etwas zu tun bereit sind. Sie wissen ja, dass der Anteil von Menschen über 60 auch in Wels ein immer größerer wird.

Und wenn man diesen Menschen mehr Mobilität verschaffen kann, wenn man sie viel-leicht animieren kann, vom Auto auf den Bus umzusteigen, dann hätte das genauso Vorteile in ökologischer Sicht. Somit ist hier auch der Umweltschutz angesprochen, denn mehr Personen in den Bussen bedeuten weniger Fahrzeuge auf den Straßen, was uns ja nur recht sein kann.

Was das Soziale betrifft, sollte man auch an die Parkgebühren denken. Fahren sie mit dem Auto in die Innenstadt und parken sie dort drei Stunden. Sie werden feststellen, dass dafür gleich einmal drei Euro weg sind. Und nebenbei muss man zuerst einmal einen Parkplatz finden, außer in der Volksgartenstraße, wo die Parkplätze fast täglich ziemlich leer sind. Aber im Zentrum ist es wirklich oft schwer, einen Parkplatz zu finden.

Also bitte, nehmen sie sich einmal ein Herz und schauen wir, dass wir gemeinsam diesen Anstoß wahrnehmen und für die Senioren etwas in dieser Richtung tun können.

GR. Maitner: Ich musste mich eigentlich nicht besonders auf diesen Punkt vorbereiten, denn, liebe Freiheitliche, wir haben ja schon einmal über einen gleichlautenden Antrag befunden. Anscheinend geht euch der Saft aus, weil ihr jeden Antrag mindestens zweimal einbringt. Es ist nur so, dass die Anträge durch wiederholtes Einbringen nicht besser werden und ich denke mir, dass wir ihn wieder ablehnen werden.

GR. Pernkopf: Wenn sie mir erlauben, werde ich unter diesem Punkt gleich unsere Haltung zu den Punkten 15., 16. und 20. darlegen.

Zu Punkt 15. kann ich seitens der ÖVP nur sagen: Thema verfehlt! Nicht allein die Senioren ab 60 sollten in den Genuss des freien Fahrens kommen, nein, die Freifahrt sollte für alle Welserinnen und Welser gelten. Wenn sie heute diesen Antrag ein-brachten, muss ich sagen, dass sie anscheinend nicht an alleinerziehende Mütter denken, an Jungfamilien, an Alleinerhalter von Familien mit wenig Einkommen. Wir sind gegen das Auseinanderdividieren der Bevölkerung und unsere Forderung geht deshalb in Richtung Gratisbenützung der öffentlichen Verkehrsmittel in Wels.

Abgesehen vom Sozialen würde uns auch die Umwelt diese Maßnahme goutieren. Weniger Schadstoffe, weniger Feinstaub, das heißt mehr Schutz der Bevölkerung und mehr Lebensqualität.

Jedenfalls würde unserer Meinung nach die Attraktivität der Innenstadt im Zuge der Gratiserreichbarkeit nur gewinnen. Wels als Energiehauptstadt, wie wir sie gerne bezeichnen, würde als Vorreiter für eine solche Maßnahme weit über die Grenzen hinaus an Bekanntheit zulegen und positiv wirken.

Zu TOP 16 darf ich sagen, dass die Welser Freiheitlichen wieder einmal falsch liegen. Zum Ersten ist ein Bedarf an Sonn- und Feiertagen nicht gegeben; das wurde schon festgestellt. Zum Zweiten würden sich aus diesem Grund heraus die Kosten für diese Einführung in keiner Weise rechtfertigen lassen. Zum Dritten ist das Sammeln von Unterschriften zwar ernst zu nehmen, aber in Zusammenhang mit dem besseren Angebot, das zum Beispiel das Sammeltaxi bietet, relativ zu sehen.

Unsere Forderung geht aber in Richtung Ausbau bzw. Attraktivierung des Welser Sam-meltaxis. Es soll ein Mehr an bedarfsgerechter Nutzung geben. Mit dem Sammeltaxi gibt es mehr Sicherheit und die Kosten sind überschaubar, ebenso finanzierbar. Die Jugend kommt in der Nacht sicher nach Hause und die älteren Menschen tun sich leichter, von A nach B zu gelangen, noch dazu als sie ja punktgenau am gewünschten Ort abgesetzt werden.

Dann darf ich auch gleich den Punkt 20. vorwegnehmen. Schüler, Lehrlinge und Studenten sollten nach unseren Vorstellungen ohnehin die öffentlichen Verkehrsmittel frei benützen können.

Durch die jetzt von mir angesprochenen Maßnahmen könnte in Summe der vieldis-kutierten Teuerung entschieden entgegengewirkt werden. Es könnte wirklich eine Entlastung unserer schwerbelasteten Bevölkerung, insbesondere der Familien, der Jugend und der Senioren erreicht werden.

Wir von der ÖVP Wels werden deshalb den Anträgen zu den Punkten 15., 16. und 20., so wie sie vorliegen, keine Zustimmung erteilen. Wir wollen vielmehr über Gesamt-lösungen diskutieren bzw. Modelle für eine Gesamtlösung entwickeln. Wir wollen keine Stückwerke produzieren, so wie das die Freiheitlichen und die GRÜNEN machen. Das ist also die klare Position der Welser ÖVP hiezu.

GR. Reindl-Schwaighofer: Kollege Pernkopf, ich möchte dich beim Wort nehmen und schlage vor, dass wir mit den Gemeinden des Bezirkes Wels-Land, als auch mit vielen ÖVP-Bürgermeistern darüber diskutieren, wie wir gemeinsam den Verkehr im Zentral-raum Oberösterreichs, in den Bezirken Wels-Stadt und Wels-Land organisieren können. Es gäbe für diese Diskussion ein gutes Gremium, nämlich das Regionalforum. Vielleicht können wir dann die von dir angesprochenen Punkte gemeinsam realisieren. Natürlich ist es dann auch notwendig, dass jene Gemeinden, die dabei mitmachen, sich kosten-mäßig ebenfalls beteiligen.

Wir sind genauso dafür, dass das Sammeltaxi ausgebaut wird, dass es verlässlicher wird. Wir hören immer wieder davon, dass es Probleme in der Weise geben soll, dass kein Sammeltaxi kommt. Diese Sache gehört somit attraktiviert, besser ausgebaut bzw. verstärkt. 

Wenn ich ebenfalls gleich den Punkt 20. einbinden darf, wo es um den Antrag der GRÜNEN geht, so bin ich der Meinung, dass dieser Antrag, der sich an die Bundes-regierung wendet, von uns beschlossen werden sollte, nämlich gemeinsam von uns allen, also auch von der ÖVP. Dabei geht es nämlich letztendlich darum, dass der Verkehr eine überregionale Angelegenheit darstellt und es deshalb wichtig ist, wenn wir vom Bund und vom Land her unterstützt werden.

Vzbgm. Wimmer übergibt den Vorsitz an Vzbgm. Hochhauer.

GR. Ing. Matzinger: Mir fällt eigentlich kein adäquates Wort für das ein, was gerade vom Kollegen Pernkopf gekommen ist. Ist es Heuchelei, Verlogenheit, Unwissenheit oder was sonst immer? Ich habe allerdings aus seiner Wortmeldung herausgehört, dass die Senioren für die ÖVP-Fraktion keine Welser sind. Er möchte nämlich eine Lösung für alle haben, nicht nur für die Senioren. Nun, wir sind halt einmal grundsätzlich der Meinung, dass es sich auch bei den Senioren um Welser handelt. Ich möchte jetzt aber nicht einmal sagen, dass sich diese Haltung schon im Voraus auf das gestrige Wahlergebnis ausgewirkt hat. Ich will also kein Salz in offene Wunden streuen, sondern einfach nur festhalten, dass es diesmal offenbar uns recht gut erging, während es uns ein andermal auch schon schlecht ging.

Eines glaube ich aber und da fehlt mir doch irgendwo etwas. Die Welser ÖVP bringt irgendwo zum Ausdruck, dass unser Antrag unvollständig, unausgegoren ist. Dabei handelt es sich aber schon um eine relativ alte Platte, die immer wieder aufgelegt wird, wenn man über irgendetwas nicht abstimmen oder wenn man zu einem bestimmten Thema keine Stellungnahme abgeben will. Wenn man also selbst nur nebulos herumreden möchte, sagt man einfach, dass ein bestimmter Antrag unausgegoren sei.

Eigentlich haben ja die Ausführungen des Kollegen Pernkopf recht gut begonnen, indem er meinte, dass „wir eine Lösung für alle Welser, nicht nur für die Senioren haben wollen“. Na gut, wo ist dann ein Abänderungsantrag in dieser Richtung? Wenn sich jemand herstellt und sagt, dass die Welser ÖVP die Freifahrt für alle Welser haben möchte, dann erlaube ich mir die Frage zu stellen, wo sich ein diesbezüglicher Antrag befindet. Da steckt doch wieder eine Feigheit drinnen. Bei den Senioren handelt es sich doch um eine Gruppe, die von der letzten Regierung in gewisser Weise „bedient“ wurde, wenn man sich beispielsweise die jährlichen Pensionserhöhungen ansieht. Anderseits gab es zuletzt noch schnell vor der Wahl gewisse Beteuerungen im Parlament, aber dass sich diese nicht mehr so recht in Stimmen ausgewirkt haben, hat man ja gestern bei der Nationalratswahl gemerkt. Ich meine halt Folgendes. Wenn man eine Gruppe entlasten will, dann soll man es möglichst schnell tun. Und wir könnten mit diesem Antrag zumindest eine Gruppe, der etwa die Teuerung bei den Heizkosten besonders weh tut – das ist ebenfalls nicht gelöst – ziemlich kurzfristig entlasten. Wir wissen ja auf der anderen Seite, dass es beispielsweise für Schüler im Rahmen der Schulfreifahrten eine gewisse Förderung gibt und diese daher zu gewissen Zeiten frei fahren können. Ebenso wissen wir, dass sehr viele Unternehmen ihren Mitarbeitern die Fahrten zum Arbeitsplatz bzw. von dort wieder nach Hause bezahlen, beispielsweise in Form von Gratismonatskarten. Übrig bleibt bei dem Ganzen aber insbesondere die Gruppe der Pensionisten. Wir haben ja nichts dagegen, Herr Kollege Pernkopf, wenn sie vorbringen, dass auch noch Mütter mit Kinderwägen in diese Freifahrten einzu-schließen wären. Aber für solch einen Abänderungs- oder Zusatzantrag fehlt ihnen offenbar die Fantasie. Das einzige, was ihnen einfällt, ist, dass sie dann ja sagen, wenn alle Welser miteingeschlossen werden.

Ich meine, sie sollten sich wenigstens zu einem Teil unserer Welser Bevölkerung bekennen, zu jenem Teil, der für die Stadt Wels schon viel geleistet hat und für den es wichtig ist, in die Innenstadt hereinzukommen. Dabei wissen wir – darüber regen sich manche ja entsprechend auf – dass außerhalb der Stoßzeiten etwa an den Vormittagen mehr oder minder leere Busse quer durch die Stadt fahren. Die Kosten für die Busse sind sowieso gegeben und was hindert uns daran, die Senioren zu solchen Zeiten kostenlos mitfahren zu lassen? Ich weiß nicht, wie es sich auf den Sprit umrechnet, wenn etliche Personen mehr mitfahren und der Bus vielleicht 500 oder 600 Kilogramm mehr transportieren muss. Ich kann das nicht ausrechnen, aber irgendwer wird das schon können und uns sagen. An einem vielleicht geringfügigen Mehrverbrauch an Energie bei den Bussen sollte es meines Erachtens nicht scheitern. Dies noch dazu, wenn sie sich, Herr Kollege Pernkopf, auf der anderen Seite in derselben Wortmeldung über die Kosten für den Sonntagsbus aufregten. Dort wird das auf einmal interessant. Aber für die Zeit unter der Woche, während der Vormittags- und Nachmittagsstunden, wenn ohnehin kaum jemand die Busse benützt und diese daher großteils leer herumfahren, ist man dagegen, wenn ein entsprechender Antrag vorliegt, obwohl das praktisch nichts kostete.

Es ist doch so, dass auch von ihrer Seite immer wieder Vorschläge oder Forderungen dahingehend eingebracht werden, dass man dies oder das günstiger, vielleicht sogar frei machen sollte, wird dann aber von unserer Seite etwas genau in dieser Richtung eingebracht, ist man trotzdem dagegen und somit stellen diese Forderungen nur Lippenbekenntnisse dar. Herumdiskutieren können wir um gewisse Dinge einen und noch drei Tage, ohne auch nur zur geringsten Entscheidung zu kommen und so stellen wir dort und da ganz konkrete Anträge. Gibt es Anträge, so muss man sich normalerweise dazu positionieren. Sieht man sich aber an, wie das bei der ÖVP funktioniert, so stellt man fest, dass zwar das eine oder andere gefordert wird, beispielsweise in Bezug auf die Kriminalität, fordert dann aber die FPÖ eine entsprechende Überwachung, weil man ja weiß, dass gewisse Dinge nicht gerade eine Kleinigkeit darstellen, dann wird auf einmal solch ein Thema doch wieder mit dem Hinweis darauf abgedreht, dass irgendein Vorschlag unsererseits noch zu unaus-gegoren, zu teuer oder sonstwas sei. Genauso geht das jetzt mit den Bussen. Die ÖVP macht eine Presseaussendung oder eine Pressekonferenz und stellt damit zusam-menhängend die Forderung auf, für alle eine Begünstigung vorzusehen, indem die Freifahrt bei den Bussen eingeführt wird, nimmt man aber eine Gruppe davon heraus, weil man glaubt, dass damit schon etwas erreicht wäre, ist das auch wieder nichts. Nehmen sie sich also selbst am Wort und suchen sie nicht immer nach Ausflüchten, wenn andere etwas einbringen, das sie sich im Prinzip ja selbst wünschen. Sie selbst veröffentlichen etwas, kommt dann aber von einer anderen Fraktion ein Antrag in diese Richtung, suchen sie erst wieder nach Ausreden dafür, solch einem Antrag nicht zustimmen zu müssen.

Was ihre Haltung darstellt, weiß ich nicht. Eines weiß ich aber schon, nämlich dass es sich hiebei um eine Vorspiegelung von Aktivitäten handelt, über die dann aber, wenn jemand anderer etwas beantragt, unter Zuhilfenahme aller möglichen Ausflüchte doch nicht abgestimmt werden soll oder, oder, oder. Unser Antrag ist doch einer in der Richtung, die Welser Bevölkerung zu entlasten. Wir sind eine Stadt, die gut floriert und wir sind auch eine Stadt, welche die Senioren braucht. Wir kennen ja diese aktiven Senioren, die ab 60 fast aktiver sind wie das Mittelalter, das ja für gewisse Dinge gar nicht die nötige Zeit aufbringt, weil man im Arbeitsprozess steckt. Schicken wir also diese Menschen, diese Senioren nicht fort, sondern versuchen wir vielmehr, diese mit allen Mitteln in das Stadtinnere hereinzubringen. Und mit einem Gratis-in-die-Stadt-bringen ist auch der Welser Wirtschaft so den Tag über zu helfen.

GR. Anreitter: Natürlich stellen die zwei Antrage der FPÖ-Fraktion nicht den großen Wurf dar. Vielmehr hätte ich mir den ganz großen Wurf eigentlich in Form eines Antra-ges der ÖVP erwartet, nämlich nach dem, was ich den Sommer über als Presseaus-sendung der ÖVP vom Kollegen Wiesinger gelesen habe. Leider ist solch ein Antrag für die heutige Sitzung nicht gekommen. Wir sind aber dazu bereit, solch einem Antrag, wenn er später doch einmal kommen sollte, zuzustimmen. Für heute werden wir jedoch sozusagen als ersten Schritt diesen beiden Anträgen der FPÖ zustimmen.

StR. Strassl: Vielleicht, Kollege Matzinger, hast du es noch nicht ganz begriffen, weshalb ich dich darauf hinweisen darf, dass gestern schon die Wahl stattfand und somit der Wahlkampf vorbei ist.

Zwischenruf GR. Ing. Matzinger: Nach der Wahl ist vor der Wahl!

StR. Strassl: Abgesehen davon glaube ich, dass du von Dingen wie den öffentlichen Verkehrsmitteln sehr, sehr wenig bis gar keine Ahnung hast. Der Verdacht liegt eventuell nahe, dass sich Matzinger und der ehemalige Verkehrsreferent Wieser viel-leicht schon aus einem gewissen Ego heraus – weil sie altersmäßig bald selbst gratis mitfahren dürfen – in dieser Frage besonders einbringen. Aber was hier gefordert wird, das ist nur ein Stückwerk. Es ist das genau das, was die FPÖ in Wels zwölf Jahre lang in der Verkehrspolitik gemacht hat. Es gab ein Stückwerk beim Straßenbau, ein Stück-werk beim Verkehrregeln, ein Stückwerk bei der Verkehrsplanung, und beim öffent-lichen Verkehr gab es auch lauter Scherben. Wir sitzen im Verkehrsausschuss beisammen und wir sammeln seit fünf Jahren nichts anderes zusammen als das Stückwerk und die Scherben, welche von der FPÖ hinterlassen wurden. Wir sind jetzt endlich so weit, dass man sagen kann: Wir haben jetzt einmal diese Einzelmaßnahmen abgedeckt.

Wenn wir etwas machen, dann gescheit oder gar nicht. Es wird schon noch ein Antrag dahingehend kommen, dass wir fordern, alle Welser frei mit den innerstädtischen Verkehrsmitteln fahren zu lassen. Wir schießen aber nicht aus der Hüfte, was bedeutet, dass wir zuerst einmal eine ordentliche Bedarfserhebung benötigen. Wir sollten zuerst einmal schauen, wie es mit gewissen Dingen tatsächlich aussieht.

Sieht man sich das „Statistische Jahrbuch der Stadt Wels“ für das Jahr 2007 an, kommt man drauf, dass wir eigentlich bei den Fahrgastzahlen unseres Linienverkehrs rück-läufig sind. Es gibt zwar auch Steigerungen, diese liegen aber ausschließlich bei den Schülern. Nun müsste man aber angesichts der hohen Spritpreise meinen, dass die Not schon derart groß sei, dass eigentlich schon fast jeder mit dem öffentlichen Verkehrs-mittel fahren sollte bzw. dass die Mobilität im Bereich des Individualverkehrs fast nicht mehr finanzierbar wäre. Das war auch der Grund dafür, dass wir uns fragten und ebenso in der Öffentlichkeit die Frage aufwarfen, warum es nicht möglich sein sollte, die Nutzung des Linienverkehrs völlig frei zu geben, wo doch die öffentliche Hand sowieso schon einen Großteil der Kosten für den Linienverkehr zu tragen hat – bei den Schülern fast zur Gänze – nachdem es einfach nicht möglich ist, in diesem Bereich mehr an Abdeckung des Aufwandes zu erreichen. Es bleiben also in Wels rund 30 % an offenen Kosten und angesichts dessen wird man doch die Frage aufwerfen dürfen, ob man nicht auch diese Kosten noch aus öffentlichen Mitteln finanzieren könne.

Es ist halt so wie bei einer anderen Sache: Ein bisschen schwanger zu sein, das ist nicht gut möglich. Dort eine kleine Maßnahme zu setzen und da ein bisschen zu machen, das ist insbesondere im Verkehrsbereich ein ganz falscher Weg und ein ganz falsches Signal. Wir brauchen vielmehr eine Gesamtlösung. Und so bin ich auch durchaus beim Kollegen Reindl-Schwaighofer, der sagte, wir sollten schauen, ob wir nicht gemeinsam mit dem Regionalmanagement etwas machen können. Derzeit läuft doch die Endphase in Bezug auf die Erstellung eines regionalen Verkehrskonzeptes für Wels-Land, wobei dies eine schwere Geburt darstellte. Da sind 23 Gemeinden und dahinter stehen 23 Interessen. Wir in der Stadt tun uns diesbezüglich etwas leichter, weil wir mit unserem Betreiber des Linienverkehrs nur einen Ansprechpartner haben. Davon abgesehen sind wir uns im Verkehrsausschuss in vielen Dingen durchaus einig.

Natürlich wird das ein entsprechendes Geld kosten, aber jetzt einfach aus der Hüfte zu schießen und dort etwas zu machen, vielleicht auch da, das halte ich nicht für richtig. So wie das der Kollege Matzinger machte, ging es nach dem Prinzip von „darf´s ein bisschen mehr sein“. Er sprach auch von den Alleinerzieherinnen mit Kinderwagen, den Alleinverdienern etc., die man auch noch dazunehmen könnte, aber ich meine nun einmal, dass es auf diese Art nicht geht. Wenn wir ein ordentliches Konzept auf den Tisch legen wollen, dann müssen wir uns mit der Sache intensiv beschäftigen. Wir haben die Geschichte jetzt einmal insofern auf den Tisch gelegt, als wir sagten, dass diese Forderung von uns kommen wird. Wir sind derzeit daran, die Dinge zu erheben, zu schauen, was es kostet bzw. ob Gewisses überhaupt möglich ist. Wir wissen doch, dass manches in der Handhabung gar nicht so einfach ist und wir müssen letztlich schauen, wie eine Finanzierung möglich erscheint. Ich glaube aber, auf lange Sicht müssen wir dort hinkommen, dass wir auch in Richtung Energiehauptstadt ein ordentliches Signal geben können, nämlich in der Weise, dass der Individualverkehr auf Kosten des öffentlichen Verkehrs zurückgedrängt wird. Nur muss eben diese ganze Geschichte Hand und Fuß haben, sie muss ordentlich vorbereitet sein und in diesem Sinn fangen wir mit einem Stückwerk überhaut nichts an.

Zum Welser Sammeltaxi – damit nehme ich den nächsten Punkt ebenfalls gleich vorweg – ist es ja das gleiche. Jetzt jammern sie darüber, dass zu gewissen Zeiten unter der Woche die Busse mehr oder minder leer herumfahren, dann sollen wir aber auch noch an Sonn- und Feiertagen diese leeren Busfahrten finanzieren. Erklären sie mir einmal, wie wir das alles zusammen schaffen sollten. Wir haben doch mit dem WEST grundsätzlich ein Superinstrumentarium, wobei natürlich auch dieses ein paar Schwächen hat und wo es das eine oder andere Mal gewisse Kommunikations-probleme geben kann, sodass es auch einmal passiert, dass jemand nicht am vereinbarten Ort abgeholt wird. Im Großen und Ganzen boomt aber in den letzten Jahren dieses Sammeltaxi ganz hervorragend. Die jungen Leute nehmen es vorwie-gend in der Nacht an – außerhalb der Betriebszeiten des Linienbusses – und ältere Leute, die ebenfalls mobil sein wollen, nehmen es vor allem an den Wochenenden an. Da gibt es ältere Damen oder Herren, die ins Krankenhaus fahren wollen, um dort jemanden zu besuchen oder vielleicht auch zum Friedhof, um Gräber von Verwandten oder Bekannten aufzusuchen, wie auch immer. Da ruft man bei der Taxizentrale an, geht dann zur markierten Einsteigestelle, steigt ein und wird direkt vor Ort gebracht. Ich weiß nicht, aber eine bessere Lösung kann es doch eigentlich gar nicht geben. Haben wir einmal einen so hohen Bedarf, dass wir diesen mit den Taxis nicht mehr bewältigen können, ist es natürlich möglich, auch zu überlegen, ob wir an Sonn- und Feiertagen die Busse fahren lassen sollen. Jedenfalls stellt es keinen Widerspruch dar, wenn wir zwar unter der Woche die Freifahrt mit den Bussen haben wollen – wie gesagt, muss das noch genau untersucht werden – allerdings für die Sonn- und Feiertage davon ausge-hen, dass der Einsatz von Linienbussen nicht zweckmäßig erscheint, weil unserer Meinung nach dafür einfach zu wenig Bedarf besteht. Unter der Woche kostet es sicher keinen Deka Sprit mehr, wenn da oder dort noch ein paar Leute mehr mitfahren. Insgesamt wäre es wahrscheinlich für die Stadt schmerzlich, gar keine Einnahmen mehr aus dem Linienverkehrsbetrieb zu haben, aber würde es für alle gelten, bräuchte man sich nicht lange zu überlegen, ob heute eine Freifahrt für die Senioren gemacht werden sollte, morgen vielleicht mit einem anderen Personenkreis usw.

Also, machen wir jetzt eine Bedarfserhebung, schauen wir, was es kostet und schauen wir, ob gewisse Dinge umstellbar sind. Anschließend diskutieren wir da herinnen über die ganze Sache und man wird sehen, ob wir es durchbringen bzw. ob wir eine Mehrheit dafür zustande bringen.

StR. Dr. Wieser: Es ist das eine etwas eigenartige Diskussion. In Form der ÖVP-Fraktion ist diese Diskussion besonders anstrengend, weil sie ja einerseits einen diesbezüglichen Gedanken mitträgt, andererseits versucht, unser Anliegen mit allen nur erdenklichen Argumenten herunterzuspielen. Das ist eigentlich unglaublich!

Wir haben heute ein Problem mit der Innenstadt, und das weiß jeder. Wenn sie mit den Menschen reden, wird ihnen das von den Menschen auf alle erdenkliche Arten gesagt. Wir geben eine Menge Geld für Aktivitäten des Stadtmarketings aus – die sind sinnvoll und klar – aber macht man selbst einmal einen Vorschlag, der sozusagen an die Wurzeln geht, passt es bestimmt jemanden nicht. Warum sollte man nicht hervorheben, dass einem an der Bevölkerungsgruppe ab 60 besonders viel liegt, nämlich aus sozialen, aus wirtschaftlichen und auch aus ökologischen Gründen? Das sind doch zumeist jene Menschen, die nicht mehr im Arbeitsprozess stehen und deshalb Zeit haben, unter Tags die Busse zu benützen, beispielsweise ganz im Gegenteil zu den Schülern, die alle in der Früh zur Schule fahren müssen und dann erst irgendwann wieder nach Hause. Wir könnten also eine Personengruppe, nämlich jene, die schon älter als 60 Jahre ist, im Wege dieser Freifahrt dazu veranlassen, öfter als sonst in die Innenstadt zu fahren, hier einzukaufen und insgesamt für eine Belebung der Innenstadt zu sorgen.

Der Herr Bürgermeister setzte extra einen Innenstadtbeauftragten ein, der mithelfen soll, gewisse Probleme, die es so gibt, zu lösen, aber anderseits sagen sie einfach nein, wenn es einmal die Möglichkeit eines ganze konkreten Handelns gäbe. Die Argumente, die dagegen erhoben werden, sind ja direkt absurd.

Herr Kollege Pernkopf! Sie sprechen von einer Spaltung der Gesellschaft, wenn man für Senioren Begünstigungen einführt. An dieser Stelle muss ich aber die Frage aufwerfen, wo sie eigentlich in den letzten Jahrzehnten in Wels waren. Wir haben beispielsweise einen Seniorenpass und natürlich können damit ältere Menschen Vergünstigungen im Theater- oder Kulturbereich, bei allen möglichen Veranstaltung, beim Schwimmbad, beim Saunabesuch etc. in Anspruch nehmen. Warum ist das so? Das ist deshalb so, weil es sich hier um eine Gruppe von Menschen handelt, die gegenüber früher weniger an Monatseinkommen hat und wir auch eine gewisse Verpflichtung zur Förderung dieser Menschen haben. Jetzt sprechen sie aber davon, dass wir die Gesellschaft spalten würden, wenn wir es einführten, dass die Menschen ab 60 frei mit dem Bus fahren können. Also, da fehlt mir schon das Verständnis.

Ich darf auch noch auf die Wortmeldung des Kollegen Strassl eingehen, der besonders oft von Stückwerken sprach. Er sagte laut und deutlich, dass er etwas gescheit oder gar nicht mache. Nun, es mag schon sein, dass er von manchen Dingen einen anderen Eindruck hat, aber die Menschen in der Stadt Wels sehen das doch ein bisschen anders.

Aber wenn es schon um Stückwerke geht, darf ich mir erlauben, darauf hinzuweisen, dass ich erst vor kurzem solch ein Stückwerk von ihm gesehen habe. Ich fuhr durch die Kolpingstraße und sah, dass dort einige Stücke aus Beton inmitten der Straße lagen. Es waren das riesige Betonstücke und die Autos mussten einen Riesenbogen drum herum fahren. Es dauerte aber nicht lange, bis dieses Stückwerk weg war, das heißt, er ließ es wegräumen. Jedenfalls: Hier einfach davon zu sprechen, dass man etwas gescheit oder gar nicht mache, das widerspricht dem von mir genannten Beispiel doch in gewisser Weise.

Wir haben davor gewarnt, die Kolpingstraße zur Einbahn zu machen.

Zwischenruf GR. Maitner: Jetzt sind wir aber nicht bei der Kolpingstraße!

StR. Dr. Wieser: Wir haben mit allen Mitteln dagegen angekämpft, hatten aber zumin-dest vorerst keine Chance. Nach einer gewissen Zeit hat man sich aber doch eines Besseren besonnen und so gehen meines Erachtens Argumente wie jenes, dass man etwas gescheit oder gar nicht mache, ins Leere.

Wenn sie jetzt bei dieser Sache nicht mitkönnen, so ist das ihre Sache. Wir stehen zu dieser Forderung, wir stehen zu den Senioren und sehen keinen Grund dafür, von dieser Forderung abzurücken.

Vzbgm. Hochhauser: Bevor wir jetzt zur Abstimmung kommen, möchte ich in Erinne-rung rufen, dass der Vorschlag sowohl zu diesem Punkt 15. als auch zu Punkt 20. in den Raum gestellt wurde, der Bürgermeister möge doch diese Dinge oder Anliegen auch im Rahmen des Regionalforums zur Diskussion unter den Gemeindevertretern stellen, weil ja übergreifende Lösungen auch nicht schlecht wären.

Vorerst kommen wir jetzt zur Abstimmung zu Punkt 15. der Tagesordnung.

Der Antrag (Anlage 22) zu Punkt 15. der Tagesordnung wird bei 

6 Ja-Stimmen (FPÖ- und GRÜNE-Fraktion)

gegen 27 Nein-Stimmen (SPÖ- und ÖVP-Fraktion)

abgelehnt.

GR. Mag. Hora ist bei der Abstimmung zu Punkt 15. der Tagesordnung noch nicht in der Sitzung anwesend.

16.)

Initiativantrag der FPÖ-Gemeinderatsfraktion betreffend öffentlicher

Linienverkehr an Sonn- und Feiertagen

DI-Verf-302-2008

StR. Dr. Wieser: Der Punkt 16. wurde schon zuerst in der Debatte angesprochen und ich darf sagen, dass wir uns nach längerer Zeit wieder einmal erlaubten, einen Antrag bezüglich Einführung des öffentlichen Linienverkehrs an Sonn- und Feiertagen zu stellen. Dafür sprechen ebenfalls gute Gründe. Ich denke, dass die Menschen in Wels hinter dieser Forderung stehen.

Herr Bürgermeister! Bei verschiedenen Anlässen lausche ich immer andächtig und gewissenhaft ihren Ansprachen und dabei höre ich immer wieder den Satz von ihrer Seite: „Meine Damen und Herren! Wels ist die größte Stadt Österreichs, die nicht Landeshauptstadt ist.“ Das ist vollkommen richtig und klar und es lässt sich das leicht überprüfen, aber, wissen sie, dieser Satz regt die Menschen nicht auf. Sage ich aber, Wels ist die größte Stadt Österreichs, in der es an Sonntagen keinen öffentlichen Linienverkehr gibt, dann ist das sehr wohl eine Sache, die dazu anregt, darüber nachzu-denken, ob man daran nicht etwas ändern sollte. Es gibt jedenfalls in Österreich kleinere Städte wie Wels, in denen sie an Sonntagen sehr wohl mit dem Bus fahren können. Und es ist so, dass hinter dieser Forderung einige tausend Unterschriften stehen, die bei uns einlangten und die sie überprüfen können. Die Menschen verlangen diesen Sonntagsbus immer wieder und auch alle Untersuchungen, die bisher in diese Richtung gingen, legten an den Tag, dass an einem solchen Verkehrsmittel in Wels an Sonntagen ein Bedarf besteht.

Natürlich können sie in Wels auch mit dem Anrufsammeltaxi fahren. Dieses wird aber von älteren Menschen nicht sehr gerne in Anspruch genommen, weil es vielen zu kompliziert ist. Anderseits wäre bei einem eingeschränkten Verkehr mit vier Bussen, wie wir das vorgeschlagen haben – in der kleineren Stadt Steyr kann man sich den Sonntagsbus sehr wohl leisten – doch gewährleistet, dass jemand am Nachmittag mit dem Bus zum Krankenhaus, zum Friedhof, vielleicht auch zu irgendeiner Veranstaltung fahren kann und dann vielleicht ein oder zwei Stunden später wieder nach Hause.

Ich verstehe nicht, Herr Bürgermeister, dass sich zwar Vertreter ihrer Partei, unter anderem der Landes-Verkehrsreferent Dipl.-Ing. Haider, immer wieder förmlich auf die Straße werfen und versichern, für den öffentlichen Verkehr etwas tun zu wollen, dann aber in der Praxis diese Dinge doch nicht so vorangehen, wie man sich das vielleicht erwarten könnte. Auf der anderen Seite werden alle möglichen Nebenlinien der Bahn mit vielen, vielen Euros gefördert und ich bin mir angesichts dessen ziemlich sicher, dass der Verkehrsreferent des Landes auch für die Stadt Wels etwas an Fördermitteln bereit hätte.

Warum, bitte, Herr Bürgermeister und liebe Sozialdemokraten, ist dieses Thema für sie in Wels einfach nur tabu? Solch ein Angebot brauchen die Menschen auch in Wels und es sollte doch nichts dabei sein, dieses einmal versuchsweise zu installieren. Wir hätten dann sozusagen im Verhältnis von 1:1 einen Nachweis darüber, ob dieses Angebot an Sonn- und Feiertagen angenommen würde oder nicht. Sie sagen immer, dass dieses Verkehrsmittel nicht angenommen würde, sie können aber diese Behauptung nicht beweisen, weil ihnen der Echtbetrieb fehlt. Und so schlage ich vor, diese Sache für eine gewisse Zeit einmal auszuprobieren. Dies würde nicht die Welt kosten – es ist auch nicht an eine Gratisbenützung gedacht – und vielleicht würde dem Ganzen doch ein Erfolg beschieden sein. Derzeit kann man ja leider Gottes in Wels an Sonn- und Feiertagen nicht mit dem Linienbus ins Schwimmbad fahren, dort und da nicht hin-fahren. Wenn man nicht selbst ein Auto hat oder einen niemand mitnimmt, ist vieles nicht erreichbar, außer man benützt ein Sammeltaxi, das aber für viele doch nicht besonders attraktiv ist. Abgesehen davon wird es nicht so beworben von der Firma Sab, wie das vielleicht wünschenswert wäre. Das ist insgesamt klar, denn je mehr Leute mit dem Sammeltaxi fahren, desto mehr kostet das der Stadt Wels an Zuschussleistungen. Aber je mehr Leute diesen Sonntagsbus benützen würden, desto mehr würden die Kosten dafür hereinkommen. Das wäre sozusagen das umgekehrte Prinzip. Es werden aber auch hier wieder nur alle Gründe dagegen angesprochen, es wird vom Stückwerk usw. gesprochen, aber das ist doch alles Unsinn und sie werden schon sehen, dass ihnen das die Leute draußen nicht abnehmen. Das abzulehnen, diese Stirn haben die Sozialdemokraten, indem sie einfach die Argumente der ÖVP übernehmen, welche überhaupt nicht nachvollziehbar sind. Der Kollege Matzinger hat aber schon beim vorausgegangen Punkt alles hervorragend ausgeführt und ich brauche mich deshalb nicht weiter zu wiederholen.

GR. Mag. Springer: Es ist mit diesem Antrag ähnlich wie mit dem Antrag zuvor. Damit meine ich, dass es sich auch hier nicht um den großen Wurf, die große Lösung handelt, aber anderseits glauben wir, dass nichts dagegen spricht, diesen Zwischenschritt zu einem attraktiveren, umfassenderen öffentlichen Verkehr zu beschließen. Ich würde aber noch eine Korrektur in der Weise durchführen, dass man vom Stundentakt auf einen Halbstundentakt abgehen sollte, denn eine Stunde zwischen den einzelnen Fahrten, das ist schon sehr lange.

Jenen, die gegen die Einführung des Sonn- und Feiertagsbusses argumentieren, möch-te ich irgendwo mitgeben, dass doch ein Unterschied zum Sammeltaxi insofern besteht, als eine gewisse Hemmschwelle oder wie immer man das nennen will, gegenüber der Nutzung eines Sammeltaxis besteht. Und je besser der Bus genutzt wird, desto günstiger kommt das, während es sich bezüglich Sammeltaxi genau umgekehrt verhält, das heißt, je mehr Leute Sammeltaxis benützen, desto höher wird dafür der Zuschuss insgesamt.

Diesem Satz in Bezug auf die größte Stadt Österreichs ohne Sonntagsbus kann ich mich nur anschließen. Kommt jemand zu Besuch nach Wels, so sorgt es praktisch österreichweit für Aufsehen, dass es hier keinen Sonntagsbus gibt. Das wird fast als Kuriosum wahrgenommen.

Der Antrag (Anlage 23) zu Punkt 16. der Tagesordnung wird bei 

5 Ja-Stimmen (FPÖ- und GRÜNE-Fraktion)

gegen 27 Nein-Stimmen (SPÖ- und ÖVP-Fraktion)

abgelehnt.

GR. Dr. Rabl ist bei der Abstimmung zu Punkt 16. der Tagesordnung nicht im Sitzungssaal anwesend, GR. Mag. Hora ist noch nicht in der Sitzung erschienen.

Vzbgm. Hochhauser dankt für die Berichterstattung.

Berichterstatter Gemeinderat Gerhard Kroiß
17.)

Initiativantrag der FPÖ-Gemeinderatsfraktion betreffend 

Videoüberwachung in Wohnhausanlagen (Gemeindebauten)

DI-Verf-304-2008

GR. Kroiß: Viele von ihnen werden in den letzten Wochen im Rahmen von Wahlver-anstaltungen mit Bürgern unserer Stadt ins Gespräch gekommen sein. Und ich glaube, nein, ich bin mir sicher, dass eines der zentralen Themen für die Bürger unserer Stadt die Sicherheit ist, nämlich die Sicherheit in all ihren Facetten. Das beinhaltet die Forde-rung nach mehr Polizeipräsenz, nach mehr Wachzimmern, nach härteren Strafen. Und obendrein kommt immer wieder die Forderung nach mehr Überwachung, nämlich an verschiedenen Stellen unserer Stadt. Gerade bei der Video-Überwachung gibt es nicht nur Wünsche in Bezug auf den innerstädtischen Bereich, sondern viele Bürger fordern auch die Überwachung ihres engsten Wohnumfeldes. Damit soll eine abschreckende Wirkung in Bezug auf Sachbeschädigungen, Vandalismus oder Einbruchsdiebstähle erreicht werden. Besonders häufig kam der Wunsch, dass für den Bereich von Garagen oder Parkplätzen in der Wohnumgebung bzw. im nächsten Umfeld Video-Überwach-ungen eingeführt werden sollen.

Wir haben uns aufgrund dieses Sicherheitsbedürfnisses der Bevölkerung einmal umge-hört und konnten feststellen, dass in Wien bei mehreren Gemeindebauten Kraft Zustim-mung durch die Datenschutzkommission Videokameras zur Überwachung von Gara-gen, Müllräumen und Aufzügen installiert wurden. Und das System hat sich bewährt. Während eines Beobachtungszeitraumes von drei Monaten ist es dort zu keinen straf-rechtlich relevanten Vorfällen gekommen. Laut Büro des Wiener Wohnbaustadtrates wurden sogar die Erwartungen oder Hoffnungen übertroffen.

Geschätzte Kollegen! Ich habe schon mehrmals gesagt und möchte es heute wieder-holen, dass die Video-Überwachung natürlich kein Allheilmittel ist, aber es ist einfach eine sinnvolle präventive Ergänzung und es sollte diese Prävention, die immer mehr in den Mittelpunkt rückt, gerade auf kommunalpolitischer Ebene gelten. Wir sind uns natürlich dessen bewusst, dass der Einsatz von Kameras einen Eingriff in die Privat-sphäre darstellt, allerdings sind wir der Ansicht, dass diese damit nur in sehr geringem Ausmaß eingeschränkt wird. Hier geht es ja im Prinzip nicht um die Überwachung von Menschen, sondern um deren Schutz. Man sollte demnach die positive Wirkung der Video-Überwachung mit der tatsächlichen Betroffenheit der Bürger vergleichen bzw. der praktisch nicht vorhandenen Gefahr von Datenmissbräuchen gegenüberstellen.

Und, Liebe Kollegen, was für die Wiener Bevölkerung gut und recht ist, das sollte auch für die Welser Bevölkerung das Maß der Dinge sein.

Wir wissen selbstverständlich, dass mit der Video-Überwachung gewisse Kosten ver-bunden sind. Wir möchten natürlich nicht haben, dass die Kosten 1:1 auf die Mieter übertragen werden, die ja sowieso bereits unter der hohen Teuerungswelle stöhnen. Dabei sind wir davon überzeugt, dass sich eine derartige Investition auf alle Fälle lohnt, weil die Anzahl der Schäden in Folge von Vandalismus weniger wird und dadurch können die Instandhaltungskosten insgesamt gesenkt werden. Letztlich wirkt sich solch eine Investition positiv auf die Mieten aus. Es sollte jedenfalls nicht so sein, dass solch eine Video-Überwachung deshalb nicht zustande kommt, weil anfänglich Kosten für die Installierung entstehen. Wir möchten deshalb erreichen, dass die Stadt Wels Richtlinien für die Installierung derartiger Video-Überwachungsanlagen erlässt und dann mit den großen in Wels tätigen Wohnbaugenossenschaften Kontakt aufnimmt, damit das Ganze echt verwirklicht werden kann.

Ich ersuche sie daher, diesem Antrag zuzustimmen.

GR. Weidinger: Ich möchte meine Ausführungen damit beginnen, dass ich ihnen sage, was die ARGE Datenschutz zu diesen Wünschen der Freiheitlichen meint bzw. geht es um das Wie. Ich darf hier kurz etwas vorlesen. Hier heißt es zu dieser Wiener Ge-schichte: „Mit der Datenschutzentscheidung für Wiener Gemeindebauten mit dem Zweck der Video-Überwachung wird endgültig klar: Es geht um das Nachgeben des populistischen Drucks von der Straße und um eine Kontrolle etwa bei der Müllent-leerung. Alles, was scheinbar viele Bürger stört – Verunreinigung, Ausspucken, Lärm, anstößige Kleidung, fremdländisches Aussehen – soll durch die Video-Überwachung beseitigt werden. Mit Kriminalitätsbekämpfung hat das längst nichts mehr zu tun. Die beantragte Video-Überwachung von Hauseingängen und Stiegenhäusern darf in den Wiener Gemeindebauten nicht stattfinden, da dieser Bereich für die Privatsphäre von Bedeutung ist und keine wesentlichen Schadensfälle, wie im Antrag ausgewiesen, waren. Die Video-Überwachung von Garagen, Aufzügen und Müllräumen wurde erlaubt. Damit folgt die Datenschutzkommission der bisherigen Literatur zur Video-Über-wachung bei Wohnungseingängen. So wurde in einer Entscheidung des OGH festgehalten, dass die Überwachung von Stiegenhäusern und Eingängen einen massiven Eingriff in die Privatsphäre darstellt. Allein ein Rückgang von Vandalenakten in einem bestimmten Zeitraum lässt sich nicht zwingend auf eingeführte Überwachungs-maßnahmen zurückführen. Zweck der genehmigten Überwachung soll die Verminde-rung von Vandalenakten sein. Zu bedenken ist dabei, dass die Video-Überwachung zumeist einen Verdrängungseffekt mit sich bringt. Wer unbedingt auf Vandalentum aus ist, wird sich von einer fetten, allgemein sichtbaren Kamera bzw. strengen Warn-hinweisen davon mit Sicherheit nicht abbringen lassen und seine Zerstörungswut auf Bereiche auslagern, die nicht videoüberwacht werden. Eine flächendeckende Über-wachung ist in weiten Bereichen der Städte sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich weder aus grundrechtlicher Sicht wünschenswert noch aus ökonomischer Sicht finanzierbar. Ob Video-Überwachungen Erscheinungen wie Vandalenakte und igno-rantes Müllablagern oder andere Sozialdelikte bloß oberflächlich vermindern oder doch nachhaltig mit sich bringen, konnte noch durch keine Studie bewiesen werden.“

Soweit also eine Stellungnahme der ARGE Datenschutz. Ausdruck davon ist die Österreichische Gesellschaft für Datenschutz und es ist das wohl zur Zeit die wichtigste Organisation in diesem Bereich. Und so eindeutig, wie das zuvor geäußert wurde, ist wohl dem Antrag auf Überwachung nicht Folge geleistet worden.

Was mich bzw. die ÖVP-Fraktion noch interessiert, ist, ob von eurer Seite – das ist ein Antrag von Seite der FPÖ – schon mit den Genossenschaften über dieses Ansinnen gesprochen wurde. Ich sehe nicht ein, dass hier der Magistrat vor den Karren gespannt wird und dieser die Arbeit für euch übernehmen soll. Wenn schon, dann möchte ich zumindest einige Fakten oder Zahlen hören. Mit wem wurde also gesprochen, was soll es kosten, wie schaut genau die ins Auge gefasste Förderung aus? Das alles ist ja in eurem Antrag irgendwo versteckt drinnen, aber es müsste schon etwas Konkreteres kommen. Überhaupt nichts wurde bisher davon gesprochen, dass diese Video-Überwachung in Wien 400.000 Euro kostet. Es wird zumindest versprochen, dass solche Kosten nicht auf die Mieter abgewälzt werden, was für die ÖVP ganz wichtig ist. Diese Kosten dürfen nicht an die Mieter weitergereicht werden.

Liebe Freiheitliche! Wir fürchten uns nicht vor einer Video-Überwachung, was ich ausdrücklich festhalten möchte. Sie hat etwas für sich, aber nur dann, wenn sie wirklich effizient eingesetzt ist. Trifft das zu, dann sind auch wir für eine Video-Überwachung. In diesem Fall sehen wir keinen Anlass, außer es kommt jemand von den Genossen-schaften und sagt: Wir haben große Probleme. Wir müssen etwas tun; bitte helft uns. Gibt es irgendwo erhöhte Reparaturkosten aufgrund von Vandalenakten etc., dann können wir darüber sprechen, aber ansonsten werden wir dem Antrag in diesem Zustand nicht zustimmen.

Vzbgm. Hochhauser übergibt den Vorsitz an Bgm. Dr. Koits:

GR. Dr. Rabl: Es verwundert mich schon ein bisschen, dass die ÖVP bei der Auswahl ihrer Quellen in der Zwischenzeit auch schon auf Vereine zurückgreifen muss, um irgendetwas von den Freiheitlichen zu entkräften. Bitte, die ARGE Datenschutz ist ein Forum, durch das, wie soll ich sagen, alternative Ideen vertreten werden. Entscheidend ist, was die Datenschutzkommission sagt. Und letztere hat ganz klar dieses Projekt in Wien genehmigt.

Natürlich gibt es immer wieder Organisationen, die höchstgerichtliche Entscheidungen kritisieren. Das ist auch gut so, wobei ich jetzt nur an Jörg Haider in Zusammenhang mit der Ortstafelfrage erinnere. Man soll selbstverständlich in einer Demokratie die Möglich-keit haben, Entscheidungen zu kritisieren, das ändert aber nichts daran, dass letztlich in Österreich irgendeine Instanz Recht spricht und Recht gesprochen wird bekanntlich nicht durch die ARGE Datenschutz.

Ich weiß nicht, wo der Kollege Weidinger wohnt, aber ich frage mich, was es soll, wenn er meint, dass man sich erst dann etwas überlegen soll, wenn vielleicht Bewohner von Heimstättenbauten oder von Bauten anderer Genossenschaften kommen und fordern, dass wegen irgendwelcher Vorkommnisse etwas passieren müsste. Also, ich kann ihnen nur sagen, Kollege Weidinger, dass zu uns ständig irgendwelche Leute kommen und sich über diverse Zustände beschweren. Da gibt es beispielsweise im Bereich der Straubinger Straße ständig irgendwelche Probleme mit Vandalismus, Anpöbelungen etc. Ständig kommen zu uns Bewohner der Noitzmühle und beschweren sich über Zustände, die dort herrschen, etwa bezüglich Verschmutzungen, Vandalismus etc. Ich weiß also nicht, wie lange wir noch warten sollen, bis etwas passiert. Ich weiß nur eines: Im roten Wien – ich wiederhole – im roten Wien hat sich der Gemeinderat offensichtlich dazu entschlossen, eine derartige Video-Überwachung umzusetzen. Nicht nur der Gemeindebau, sondern die Genossenschaften selbst haben es begrüßt, genauso wie diese Maßnahme vom Wohnbaustadtrat, einem Sozialisten bzw. Sozial-demokraten, begrüßt wurde. Ich kann somit nicht einsehen, dass so etwas in Wels nicht umgesetzt werden soll, wenn anderseits die Erfolge dieser Methode Recht geben. Seit dem Zeitpunkt, an dem dort und da diese Video-Überwachung eingeführt wurde, hat es nirgends Verschlechterungen gegeben, sondern ganz im Gegenteil erhebliche Verbes-serungen. Und diese Verbesserungen betrafen eben den Vandalismus, die Kriminalität etc.

Ich kann es also nicht nachvollziehen, wenn es an dieser Stelle Widerstände gibt. Vielleicht hat die ÖVP das Ohr zu wenig beim Volk und Resultat dessen sind dann die Wahlergebnisse, die ihr doch etwas nahe gehen. Ich hoffe darauf, dass sich etwas ändert bzw. dass es hier ein Umdenken gibt. Und wenn es ein Umdenken gibt, sollten wir Maßnahmen gemeinsam beschließen, denn diese wären ja genau zum Wohl jener Leute, die in diesen Genossenschaftsbauten leben und von den dort herrschenden Zuständen betroffen sind.

Vzbgm. Hochhauser: Ich meine, man sollte diese Diskussion zumindest sachlich führen und nicht Ängste schüren, die bei weitem nicht in jenem Ausmaß vorhanden sind, wie das jetzt angedeutet wurde. Ich denke beispielsweise an die letzten Sätze des Kollegen Rabl, aus denen man den Eindruck gewinnen musste, als wäre es dort oder da schon so schlimm, dass schon alle ausziehen wollen.

Weiters meine ich, dass wir nicht einzelne Stadtteile oder Stadtgebiete gegeneinander ausspielen sollten, nämlich mit Angstmache oder mit bewusstem Schüren von Angst. Das haben sich die Bewohner diverser Wohnbauten, die vielen tausenden Welserinnen und Welser, die vielen Österreicherinnen und Österreicher tatsächlich nicht verdient.

Zu diesem Tagesordnungspunkt habe ich natürlich Recherchen durchgeführt und darü-ber mit dem zuständigen Wiener Wohnbaustadtrat Dr. LUDWIG gesprochen. Es stimmt zwar, dass diese Video-Überwachung durchgeführt wird, allerdings unter sehr genauen Festlegungen, deren Einhaltung ebenfalls überwacht wird. Diese Sache wurde von der Datenschutzkommission nach einer sehr langen bzw. eingehenden Diskussion bewilligt, und zwar in Form eines Probebetriebes. Nachdem das bisher nicht gesagt wurde, sei von meiner Seite extra betont, dass das jetzt ein Probebetrieb ist. Nun wird halt sehr genau darauf geachtet, welche Daten aufgezeichnet werden, wo das genau passiert und zu welchem Zweck diese Daten verwendet werden. Das alles ist ganz genau abgegrenzt bzw. geregelt.

Bisher wurde auch nicht auf die Frage der Kostentragung näher eingegangen. Auf der einen Seite wird ja immer wieder gefordert, dass die Mieter von diversen Kosten entlastet werden sollen oder dass es da und dort keine Erhöhungen geben dürfe, aber irgendetwas müsste doch in Bezug auf diese zusätzlichen Kosten für die Video-Über-wachung passieren. Und dazu ist die Auskunft des Herrn Stadtrat LUDWIG sehr ein-deutig. Es ist zwar so, dass die Stadt Wien einen freiwilligen Zuschuss leistet, aber in weiterer Folge gibt es natürlich eine Überwälzung der Restkosten auf die jeweiligen Mieterinnen und Mieter. Man muss eigentlich davon sprechen, dass das natürlich so ist, denn wer sollte sonst dafür aufkommen? An dieser Stelle erinnere ich an vorausge-gangene Diskussionen ein paar Punkte zuvor, wo ja auch gesagt wurde, dass die öffentliche Hand nicht für alles aufkommen oder für alle Bereiche der Stadt oder der Gesellschaft zuständig gemacht werden kann. Ich meine also, dass man die Kosten-frage sehr wohl mitdiskutieren sollte.

Ich glaube, dass es eine ursprüngliche Aufgabe der Genossenschaften selbst darstellt, Vorkehrungen zu treffen, wenn sie glauben, dass dies nötig erscheint. Sollte die Situa-tion wirklich so dramatisch sein, wie das jetzt zum Ausdruck kam, wird man meines Erachtens von den Genossenschaften selbst gewisse Vorkehrungen treffen oder Maßnahmen setzen. Auf der anderen Seite glaube ich, dass wir als Stadt keine diesbezüglichen Handlungsbedarf haben und ich würde deshalb vorschlagen, diesen vorliegenden Antrag abzulehnen.

GR. Schönberger: Lieber Kollege Rabl! Ich selbst wohne in der besagten Straubinger Straße und kann nur sagen, dass ich in den letzten Wochen vor der Wahl sicher genug unterwegs war. Ich kenne mit ziemlicher Sicherheit wesentlich mehr Bewohner der sogenannten Straubinger-Siedlung als sie, aber mir ist kein einziger bekannt, der in dem Haus, wo er wohnt, eine Video-Überwachung haben möchte. Ich habe in den letzten Wochen wirklich hunderte Gespräche geführt, aber kein einziger von meinen Gesprächspartnern kam auf die Idee, solch eine Forderung in den Raum zu stellen. Und als Bewohner dieses Stadtteils möchte ich mich dagegen verwehren, wenn hier solche Behauptungen aufgestellt werden.

GR. Ing. Matzinger: Es ist wirklich kein Problem, wenn sie bei dieser Meinung bleiben und noch besser ist es, wenn sie öffentlich diese Meinung vertreten. Am besten ist es, wenn sie jenen, die gar nichts mehr sagen, einreden wollen, dass es überhaupt keine Probleme gibt.

Ich möchte jetzt den Kollegen Rabl ergänzen, aber auch den Kollegen Hochhauser. Leider sind diese Vandalenakte und was es sonst noch so gibt, das präventiv durch eine solche Video-Überwachung unterbunden werden soll, nicht nur auf die Noitzmühle oder die Straubinger Straße bezogen. Hier kommt nämlich hinzu – diesbezüglich gebe ich dem Kollegen Weidinger Recht – dass es eine Art von Verdrängung gibt. Dort, wo es eine Video-Überwachung gibt, passiert nichts mehr, aber es wird sozusagen eine Lücke gesucht, wo es diese Video-Überwachung nicht gibt. Das ist genau wie bei anderen Dingen. Wenn ich beispielsweise schwerpunktmäßig immer wieder in bestimm-ten Bereichen Rauschgiftrazzien durchführe, dann werden mit der Zeit die Plätze, wo das immer wieder stattfindet, gemieden. Man sucht sich also einen anderen Platz, wo das Ganze wieder in aller Ruhe funktioniert.

Trotzdem muss etwas geschehen. Ich muss jenen, die darauf hoffen, dass nichts gesehen wird und nichts gehört, das Leben erschweren. Das ist so ähnlich wie mit den Radarkästen. Es sind nicht ständig alle Radarkästen scharf, wie es so schön heißt, und so sind auch nicht ständig alle Videokameras scharf. Wenn sie beispielsweise in einem Kaufhaus nicht nur auf das schauen, was sie vielleicht kaufen wollen, sondern auch einmal offenen Auges nach Sicherheitseinrichtungen schauen, werden sie feststellen, dass zum Teil hunderte von diesen „blauen Augen“ herumhängen. Auf den Bahnhöfen oder sonst wo ist das ebenso. Man weiß aber auch, dass in den Sicherheitszentralen nach einem Zufallsprinzip die Dinge angeschaut werden. Der Mann hat dort fünf, zehn oder sonst wie viele Monitore, wo jeweils ein anderes Bild aufgeschaltet wird und ähnlich könnte man es in den Wohnhausanlagen machen. Wichtig ist jedenfalls, dass derjenige, der beispielsweise zu Vandalenakten neigt, sich nicht mehr sicher ist, dass er dabei nicht beobachtet oder in irgendeiner Form dinghaft gemacht wird. Es kann doch letztlich nicht so sein wie in Amerika, wo gewisse Siedlungen durch private Security-Einheiten bewacht werden müssen. Wollen wir wirklich so weit kommen, dass vor jedem österreichischen Geschäft ein Bodybilder oder jemand Ähnlicher steht, vielleicht noch bis an die Zähne bewaffnet? Ist das ihr Ziel?

Wichtig in dieser Hinsicht ist, dass wir durch Präventivmaßnahmen, wozu unter ande-rem die Video-Überwachung gehört – der Beweis für die Sinnhaftigkeit ist ja in Wien erbracht und das geben andere ebenfalls zu – dieses Problem zumindest einigermaßen in den Griff bekommen, weil sich gewisse Menschen irgendwo zurückziehen oder eben mit diversen Handlungen zurückhalten.

Geht es aber um die Kosten, so weiß man doch, dass videoüberwachte Einrichtungen bei den Versicherungen eine gewisse Rabattierung bekommen. Das ist also ein Be-reich, den man an dieser Stelle durchaus ins Kalkül bzw. bei den Versicherungen vor-bringen könnte.

Ich weiß nicht mehr, wer aller mit war, aber vor ein paar Jahren hat es in Erfurt eine Tagung über solche Themen gegeben und dort hieß es, dass entsprechend viel Licht besonders wichtig ist und dass möglichst alles einsehbar sein sollte. Und nachdem man nicht ständig jemand hinstellen kann, der sozusagen alles unter Kontrolle hat, gibt es eben diese Video-Überwachung und ich meine, wir sollten diese Möglichkeit auch für die in Wels tätigen Wohnungsgenossenschaften nutzen. Ich weiß, sie hören das nicht gerne, aber der Erfolg in Wien bei ihren Freunden aus der Sozialdemokratie steht irgendwo fest und ich frage, warum nicht auch wir diese Möglichkeit nutzen sollten.

Bgm. Dr. Koits: Ich möchte darum ersuchen, bei Wortmeldungen doch etwas vorsich-tiger zu sein, wie sie das jetzt in einzelnen Passagen gemacht haben.

StR. Strassl: Ich möchte nur noch zwei Sätze anbringen. Mir kommt das jetzt wie eine Diskussion im luftleeren Raum vor. Wenn ich nämlich recht informiert bin, ist für die Kriminalitätsbekämpfung in der Stadt die Polizei zuständig und nicht der Welser Gemeinderat. Und wenn irgendwo Sachbeschädigungen passieren – diese stellen ein Delikt dar, das durchaus zu ahnden ist – dann wir dafür ebenfalls die Polizei zuständig sein. So verstehe ich nicht ganz, in welcher Weise hier herinnen diskutiert wird.

Wenn ich richtig informiert bin, ist eigentlich die Welser Polizei nicht sehr von einer Video-Überwachung begeistert. In einem Gespräch mit dem Herrn Polizeidirektor und mit dem Herrn Stadtpolizeikommandanten ist das meines Erachtens so herausge-kommen. Und ich nehme an, dass dem Kollegen Kroiß bekannt ist, was sein Dienst-geber in diesem Zusammenhang als Meinung an die Öffentlichkeit weitergibt.

Ich weiß jetzt nicht, was diese Diskussion eigentlich soll. Zum einen ist nämlich die Poli-zei bis hin zur letzten Konsequenz dafür zuständig und wenn ich schon auf Privatgrund Kameras installieren möchte, dann muss ich schauen, dass ich mit dem Datenschutz nicht in Konflikt komme. Das wäre aber insgesamt gesehen Sache der Genossen-schaften. Wir führen jedenfalls hier herinnen schon fast eine drei Viertel Stunde lang eine Diskussion über Dinge, für die wir eigentlich gar nicht zuständig sind.

GR. Kroiß: Herr Kollege Strassl! Die Polizei ist auch in Wien für die Verbrechens-bekämpfung zuständig, aber die Video-Überwachung wurde dort ebenfalls eingeführt. Ich frage mich also, warum es solch eine Trennung gibt. Es gibt sozusagen auch eine kommunale Prävention und so kann man das durchaus überall machen, wie man das will.

Zum Kollegen Weidinger wollte ich noch etwas sagen, nachdem er den Datenschutz angesprochen hat. Es mag schon sein, dass die ARGE Datenschutz zu dieser Über-wachung negativ eingestellt ist. Tatsache ist aber, dass die zuständige Datenschutz-kommission diese Video-Überwachung genehmigte, egal ob das nun als positiv oder negativ gesehen werden mag. Von der Datenschutzkommission wurde diese Über-wachung in Form eines Probebetriebes genehmigt.

Dann hast du gesagt, Kollege Weidinger, dass es nicht sicher ist, ob das wirklich hilft. Ich kann genauso gut behaupten, dass es funktioniert und die vorläufigen Daten aus Wien bestätigen mich. Natürlich kann man immer sagen, man sei sich nicht sicher, ob etwas funktioniere, solange man es nicht ausprobierte.

Was nun die Verdrängung betrifft, könnte man natürlich auch sagen: Wenn wir gewisse Typen aus Wels verdrängen, dann haben wir sie zumindest weiter. Also, zu argumen-tieren, dass man nicht wisse, ob es hilft, dann aber darauf hinzuweisen, dass damit wahrscheinlich nur ein Verdrängung verbunden wäre, das erscheint mir etwas zu wenig an Argumenten zu sein.

Der Kollege Hochhauser sprach vom Ängsteschüren. Ich kann nur sagen, dass wir keine Ängste schüren wollen, aber Tatsache ist nun einmal, dass diese Frage bei uns im Wahlkampf gekommen ist. Wir haben uns in weiterer Folge gewisse Dinge näher angesehen. Wir schüren also keine Ängste. Tatsache ist nur, dass solche Dinge an uns herangetragen wurden und wir ersuchen sie, diesem Antrag die Zustimmung zu geben.

Der Antrag (Anlage 24) zu Punkt 17. der Tagesordnung wird bei

 4 Ja-Stimmen (FPÖ-Fraktion)

gegen  28 Nein-Stimmen (SPÖ-, ÖVP- und GRÜNE-Fraktion)

 abgelehnt.

Vzbgm. Wimmer ist bei der Abstimmung zu Punkt 17. der Tagesordnung nicht im Sitzungssaal anwesend, GR. Mag. Hora ist noch nicht in der Sitzung erschienen.

Bgm. Dr. Koits dankt für die Berichterstattung.

GR. Maitner zur Geschäftsordnung: Ich möchte dem Herrn Dr. Rabl seine Ausführungen ersparen und schlage vor, dass wir den Antrag zu Punkt 18. der Tagesordnung dem Präsidialausschuss zur weiteren Beratung zuweisen.

GR. Dr. Rabl: Auf diese Art geht das aber nicht! In der Geschäftsordnung ist das nicht vorgesehen!

Vzbgm. Hochhauser: Das bestimmt normalerweise der Vorsitzende!

GR. Dr. Rabl: Na ja, beim Kollegen Wimmer wüsste man das nicht so genau.

Bgm. Dr. Koits: Es kommt jetzt zuerst einmal der Berichterstatter und anschließend haben wir die Wortmeldung „zur Geschäftsordnung“.

Berichterstatter Gemeinderat Dr. Andreas Rabl
18.)

Initiativantrag der FPÖ-Gemeinderatsfraktion betreffend Strukturförderung

für die Gebiete Noitzmühle und Straubinger Straße 

DI-Verf-300-2008

GR. Dr. Rabl: Frau Kollegin! Aufgrund der fortgeschrittenen Zeit und ihnen zu Ehren halte ich mich ohnedies kurz, damit sie mir nicht zu böse sind.

Wir Freiheitlichen bringen unter diesem Punkt die Probleme, die Struktur- und Wohn-probleme in zwei Welser Krätzeln zur Debatte. Es handelt sich dabei um die Noitzmühle und um die Siedlung Straubinger Straße. Beide Gebiete sind mit Ausländerproblemen massiv betroffen, Integrations-, Vandalismus- und Kriminalitätsproblemen. Wir sind so-mit der Meinung, dass diese zwei Teilbezirke jedenfalls eine Unterstützung durch die Stadt Wels brauchen. Ich darf noch kurz erläutern, wie wir zu dieser Auffassung gelangten.

In den Medien – aber auch von der Bevölkerung wird es so empfunden – lesen wir immer wieder davon, dass diese zwei Teilbezirke der Stadt als Ghetto verschrien sind. Das hat erstens Einfluss auf die dort wohnende Bevölkerung – immer mehr wollen von dort wegziehen, eventuell auf’s Land – und es hat zweitens auf die Immobilienpreise einen Einfluss. Diese Preise sacken nämlich ins Bodenlose ab und wenn schon jemand beispielsweise eine Wohnung kauft, dann tut das nur mehr ein Ausländer bzw. ein Österreicher mit Migrationshintergrund. Auf der anderen Seite sind die Österreicher froh, wenn sie von dort wegkommen. Wir halten jedoch beide Erscheinungen nicht für sinnvoll. Gerade die Noitzmühle, aber auch die Straubinger-Siedlung waren ursprüng-lich Gebiete, wo sich der soziale Wohnbau besonders hervortat. Man meinte, dass das künftig Gebiete mit hoher Wohnqualität für die Welser sein würden, nahe an der Traun oder, was die Neustadt betrifft, doch relativ zentrumsnah.

Leider hat sich aber die Sache nicht so entwickelt, wie man sich das ursprünglich vor-stellte. Und wir haben uns überlegt, wie eigentlich andere Institutionen mit solchen Dingen oder Entwicklungen umgehen. Wir gelangten schließlich zu dieser Struktur-förderung, einer Idee aus der EU, die wir ein bisschen abwandelten. Wir glauben also, dass diese Probleme mit einer jährlichen Geldspritze zu beheben wären, wobei man klare Ziele festlegen sollte, das heißt, in welche Richtung sollten sich diese Stadtteile entwickeln. Und das Erreichen dieser Ziele wäre eben entsprechend zu unterstützen.

GR. Maitner zur Geschäftsordnung: Ich möchte es nach der Reihe machen. Zuerst darf ich den schon gestellten Antrag auf Zuweisung gst. Angelegenheit an den Präsidial-ausschuss zur weiteren Beratung wiederholen.

Zum Zweiten möchte ich noch kurz etwas zum Thema selbst sagen.

Zwischenruf GR. Dr. Rabl: Das geht nicht!

Bgm. Dr. Koits: Nein, das geht wirklich nicht! So sehr ich dich auch schätze, aber bei Wortmeldungen zur Geschäftsordnung kann man nicht einfach zur Sache selbst noch zusätzlich irgendwelche Dinge vorbringen.

Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen und das tun wir jetzt.

Der Geschäftsordnungsantrag von GR. Maitner auf Zuweisung gst. Initiativantrages (Anlage 25) an den Präsidialausschuss zur weiteren Beratung wird mit 

28 Ja-Stimmen (SPÖ-, ÖVP- und GRÜNE-Fraktion)

gegen   4 Nein-Stimmen (FPÖ-Fraktion)

angenommen.

Vzbgm. Wimmer ist bei der Abstimmung zu Punkt 18. der Tagesordnung nicht im Sitzungssaal anwesend, GR. Mag. Hora ist noch nicht in der Sitzung erschienen.

19.)

Initiativantrag der FPÖ-Gemeinderatsfraktion betreffend Beschlussfassung

einer Resolution an die Oö. Landesregierung in Hinblick auf den kostenlosen 

Besuch des Kindergartens

DI-Verf-303-2008

GR. Dr. Rabl: Der Punkt 19. beschäftigt sich mit jener Debatte, die in anderen Bundes-ländern schon länger geführt oder auch schon abgeschlossen wurde. Aus meiner Sicht ist solch eine Debatte durchaus sinnvoll. Es geht darum, die Kostenbeiträge der Eltern für den Besuch des Kindergartens landesweit abzuschaffen und wir möchten haben, dass eine diesbezügliche Resolution an den Oö. Landtag verabschiedet wird. Wir glau-ben, dass es dabei um eine sinnvolle Unterstützung von Familien bzw. von Eltern geht. Und wir sind deshalb der Meinung, dass ähnlich wie in der Steiermark und in Nieder-österreich dieser kostenlose Kindergartenbesuch möglich sein müsste, sofern entspre-chende Ausgleichszahlungen durch das Land gegenüber der Stadt Wels bzw. den anderen Gemeinden zur Durchführung gelangen.

Wir haben den Antrag sehr allgemein gefasst, um für das Land gewisse Möglichkeiten der Vorgangsweise offen zu lassen. Nicht zuletzt haben wir diesen Antrag deshalb ein-gebracht, weil der Herr Landeshauptmann schon einmal eine Äußerung dahingehend machte, dass er etwas in dieser Richtung plane. Wir sehen unseren Antrag als Anstoß dafür, dass diese Planungen möglichst rasch umgesetzt werden mögen.

StR. Dr. Ganzert: Diese Idee ist nicht ganz neu, aber trotzdem gut. Deshalb kann ich vorweg sagen, dass sich unsere Unterstützung ebenfalls finden wird. Erinnern wir uns, dass schon ein paar Mal in Zusammenhang mit Wahlen dieses Anliegen thematisiert wurde. Man darf ja nicht übersehen, dass es sich beim Kindergarten eigentlich um eine Ausbildungsstätte handelt und viele sprechen in diesem Zusammenhang von einer Vorschule. Das Ganze stellt sozusagen den pädagogischen Einstieg dar. Wir halten somit Kindergärten nicht für Aufbewahrungsanstalten von Kindern berufstätiger Mütter, sondern für Bildungsinstitutionen, die entsprechend gefördert werden müssten. Wir stehen also voll hinter dieser Resolution und hoffen, dass sie umgesetzt wird.

GR. Dr. Rabl: Diesen historischen Augenblick möchte ich noch für ein Schlusswort nützen. Es ist seit fünf Jahren das erste Mal, dass die SPÖ einem unserer Antäge zustimmt.

(Zwischenrufe!)

Bitte, seien sie nicht so nervös. Ich freue mich wirklich über diese Zustimmung, denn ich hielte das wirklich für eine sinnvolle Maßnahme. Ich bin froh darüber, dass das heute durchgeht.

Der Antrag (Anlage 26) zu Punkt 19. der Tagesordnung wird

einstimmig angenommen.

Bgm. Dr. Koits dankt für die Berichterstattung.

Berichterstatter Gemeinderat Mag. Michael Springer
20.)

Initiativantrag der GRÜNE-Gemeinderatsfraktion betreffend Beschlussfassung 

einer Resolution an die Bundesregierung in Hinblick auf die Gratisbenützung

des öffentlichen Verkehrs für Kinder, Schüler, Studierende und Lehrlinge

DI-Verf-305-2008

GR. Mag. Springer: Wir haben ja diesen Antrag schon vorher, unter Punkt 15., teilweise behandelt, als es bereits um den öffentlichen Verkehr gegangen ist.

Mit diesem Antrag kommt die allgemeine Gratisbenützung von öffentlichen Verkehrsmit-teln zum Ausdruck, nämlich durch Kinder und Schüler, aber auch durch Studierende und Lehrlinge, die gratis zu ihrem Studien- bzw. Arbeitsort gelangen sollen. Der Antrag ist bewusst so formuliert, dass eine möglichst breite Zustimmung möglich erscheint. In der vorwöchigen Marathon-Parlamentssitzung wurde ein entsprechender Entschlie-ßungsantrag mit Stimmenmehrheit angenommen. Das war allerdings erst zehn Tage nach jenem Zeitpunkt, zu welchem ich diesen Antrag an den Gemeinderat eingereicht habe. Wenn wir heute diese Resolution verabschieden, ist das sozusagen eine Art von Auftrag an eine künftige Bundesregierung, egal welche Zusammensetzung diese hat. Persönlich hielte ich das zum Ersten für einen kleinen, allerdings wichtigen Schritt in Bezug auf die Attraktivitätssteigerung für den öffentlichen Verkehr und zum Zweiten wäre das eine wichtige soziale Maßnahme.

GR. Müllner: Die Junge Generation in der SPÖ hat solch eine Förderung auch schon vor längerer Zeit aufgestellt. Ich bin davon überzeugt, dass man gerade für junge Menschen den öffentlichen Verkehr attraktivieren muss und es sich in diesem Zusam-menhang, aber auch in anderer Weise um eine gute Forderung handelt. Wenn junge Menschen etwas für gut befinden – das werden sie tun, denn der öffentliche Verkehr hat ganz einfach viele Vorteile – dann werden sie das öffentliche Verkehrsangebot auch als Ältere oder als Erwachsene nutzen, das heißt, für die Zukunft gesehen wäre diese Maßnahme eine wirklich gute Sache. Die SPÖ-Fraktion wird deshalb diesen Antrag gerne unterstützen.

GR. Mag. Hora ist ab 17.37 Uhr in der Sitzung anwesend.

GR. Mag. Springer: Ich danke für die positive Wortmeldung. Ein nächster Schritt müsste natürlich in einer Fahrtaktverdichtung liegen.

Bgm. Dr. Koits: Die Fahrtaktverdichtung hat jetzt aber nichts mit diesem Tagesord-nungspunkt zu tun! Sie haben jetzt das Schlusswort zu Punkt 20.

Zwischenruf GR. Maitner: Ich würde jetzt von nichts anderem mehr reden!

GR. Mag. Springer: Na gut, dann sage ich nichts mehr und freue mich ganz einfach dar-über, wenn jetzt diese Resolution als wichtiger Schritt in Richtung öffentlicher Verkehr verabschiedet wird. Ich hoffe natürlich auf viele wichtige weitere Schritte in dieser Richtung.

Der Antrag (Anlage 27) zu Punkt 20. der Tagesordnung wird mit 

25 Ja-Stimmen (SPÖ-, FPÖ- und GRÜNE-Fraktion)

gegen      8 Nein-Stimmen (ÖVP-Fraktion)

 angenommen.

Vzbgm. Wimmer ist bei der Abstimmung zu Punkt 20. der Tagesordnung nicht im Sitzungssaal anwesend.

Der Bürgermeister stellt fest, dass eine Anmeldung zur Bürgerfragestunde vorliegt und zu deren Abhaltung nun der offizielle Teil der Gemeinderatssitzung unterbrochen wird.

Nach Durchführung der Bürgerfragestunde in der Zeit von 17.38 Uhr bis 17.46 Uhr, erklärt Vzbgm. Hochhauser die heutige Sitzung des Gemeinderates für geschlossen.

Der Vorsitzende:
Für die Fraktion der SPÖ:

Für die Fraktion der ÖVP:

Für die Fraktion der FPÖ:

Für die Fraktion der GRÜNEN:

Schriftführer:
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Die Stadt voller Impulse:
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